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Expedition Harz 42/43,

Die Reform des Zivilprozeſes.
A. G. Unterm 5, Oktober hat der Reichsanzeiger einen Ge

ſetzentwurf verbffentlicht, der flir vier Geſetze und zwar: Das
Gerichtsverfaſſungsgeſet, die Zivilprozeßordnung, das Gerichts
koſtengeſetz und die Gebührenordnung für Rechtsanwälte ein
ſchneidende Abänderungen vorſieht. Wie die Deutſche Juriſten-
zeitung, die den Entwurf nebſt amtlicher Begründung in ihrer
Nummer vom 15. Oktober ebenfalls bringt, erwähnt, iſt derſelbe
dem Bundesrat noch nicht vorgelegt worden, dürfte dieſem aber
demnächſt zugehen. Die Vorlage wird ſomit dem Reichtstage
vorausſichtlich Anfang nächſten Jahres zugehen. Was nun die
einzelnen Geſetze anbetrifft, ſo ſind Abänderungen vorgeſehen
und zwar für

a) Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz.
Während die Amtsgerichte bisher nur für Streitigkeiten über

vermögensrechtliche Anſprüche, deren Gegenſtand an Geld oder
Geldeswert die Summe von dreihundert Mark nicht überſtieg,
guſtändig waren, ſoll die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte in Zu
kunft bis zu acht hundert Mark ausgedehnt werden.

Die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte ſoll hiernach weſentlich
erweitert werden. Während eine derartige Erweiterung von
ſozialdemokratiſcher Seite ſchon früher erhoben worden iſt,
auch im Jahre 1876 bei der Beratung der am 1. Oktober 1879 in
Kraft getretenen Prozeßgeſetze erhoben ſich ſchon gewichtige
Stimmen für eine Bemeſſung der Zuſtändigkeit der Amtsge
richte bis auf 600 Mark ſprachen ſich noch auf dem letzten
Anwaltstage in Mannheim Juriſten gegen die Erweiterung
der Zuſtändigkeit aus. Zweifellos dürfte es von großem Vor
teile ſein, wenn der Minderbemittelte in der Lage iſt, als Hlä
ger den Zivilprogeß ohne Rechtsanwalt zu führen. Vor
dem Landgericht iſt der Rechtsanwaltszwang eingeführt. Will
der Arbeiter oder kleine Mann hier eine Klage bei einem Ob-
jekt von übex 300 Mark anſtrengen, ſo muß er entweder einen
Rechtsanwalt der ſchon bei einem Objekt von z. B. 350 Mark
mindeſtens 20 Mark Vorſchuß verlangt annehmen, oder er
muß ſich von der Polizeibehörde ein Armenatteſt ausſtellen
laſſen und damit beim Gericht die Bewilligung des Armen-
rechts nachſuchen. Bewilligt das Gericht dem Kläger dann
das Armenrecht, ſo wird ihm ein Rechtsanwalt unentgeltlich
beigeordnet. Sehr häufig begegnet man hier dem durchaus zu
treffenden Ausſpruche: „Armenanwalt bleibt Armenanwalt.“
Falls aber die Zuſtändigkeit bis auf 800 Mark erweitert wird,
ſo kann der Kläger bis zu dieſer Summe ſeinen Prozeß ohne
Anwalt führen. Ein weiterer Vorteil der Erweiterung der Zu
ſtändigkeit der Amtsgerichte liegt darin, daß die Bewohner der
kleinen Städte und ländlichen Bezirke das Amtsgericht regel
mäßig viel näher haben als wie das Landgericht. Nach der
neueſten Statiſtik gibt es in Deutſchland 1942 Amtsgerichte,
dagegen aber nur 176 Landgerichte. Die Erweiterung der Zu
ſtändigkeit würde nun den Amtsgerichten eine erhebliche Mehr-
belaſtung bringen. Da ſchon jetzt die meiſten Zivilprozeſſe vor
den Amtsgerichten endgültig erledigt werden, ſo müßte die
Zahl der Amtsrichter erheblich vermehrt werden.

und dir Mansfelder Kreiſe. Redaktion Harz 42/43.

Will man nun einmal eine Reform des Zivilprozeſſes herbei-
führen, dann möge man auch der Frage des Kollegialge-
richt s näher treten. Vekanntlich entſcheidet beim Amksge-
richt ein Amtsrichter reſp. Aſſeſſor ganz allein. Hier fordert
die Sozialdemokratie das Laienrichtertum. Jm Straf-
prozeß finden wir vor den Schöffengerichten die Laien (Schöf
fen) als Beiſitzer, bei den Gewerbe und Kaufmannsgerichten
ebenfalls. Somit liegt kein Grund vor, auch im Zivilprozeß vor
dem Amtsgericht dem Juriſten ſachverſtändige Laien als Beir-
ſitzer zur Rechtſprechung beizuordnen, zumal bei Erhöhung der
Streitſumme auf 800 Mark die Verantwortung für den Richter
eine größere wird.

Weiter ſieht der Entwurf noch eine Erweiterung der Ferien-
ſachen vor. (Vor den Gewerbe und Kaufmannsgerichten ſind
die Ferien ohne Einfluß.) Für die Streitigkeiten zwiſchen
Dienſtherrſchaft und Geſinde, zwiſchen Arbeitgebern und Ar-
beitern hinſichtlich des Dienſt- und Arbeitsverhältniſſes ſowie
für beſtimmte in dem Gewerbegerichtsgeſetze bezeichnete Strei-
tigkeiten iſt dies bereits geſchehen. Für die Streitigkeiten zwi-
ſchen Kaufleuten und ihren Handlungsgehilfen oder Lehrlingen
wird jetzt in dem vorliegenden Entwurfe eine entſprechende Be-
ſtimmung vorgeſehen. Ferner ſoll nach dem Entwurfe bei den
Amtsgerichten, um die Erlangung eines vollſtreckbaren Titels
möglichſt zu beſchleunigen, auf Antrag jede Sache, ſolange ſie
nicht ſtreitig wird, als Ferienſache behandelt werden.

Da die klagenden Parteien ohne Unterſchied ein erhebliches
Intereſſe daran haben, daß ihre Sachen durch die Gerichts-
ferien keine Verzögerung erleiden, ſo möge man mit den Ge
richtsferien endlich ganz aufräumen. Sorge man für das er
forderliche Beamtenperſonal und jeder Beamte kann dann ſei-
nen Urlaub nach wie vor nehmen. An einer derartigen Reform
aber denkt man nicht, zumal man an der Rechtspflege ſtets zu
ſparen beliebt.

b) Zivilprozeßordnung.
Hier ſieht der Entwurf zunächſt eine Entlaſtung der Richter

vor, indem das Geſuch um Feſtſetzung der zu erſtattenden Pro-
zeßkoſten bei dem Gerichtsſchreiber des Gerichts erſter
Jnſtanz anzubringen und dieſer dann die Entſcheidung über
das Koſtenfeſtſetzunzsgeſuch trifft. Einen Vorteil für die kla-
genden Parteien vermögen wir darin inſofern nicht zu erblicken,
als Erinnerungen gegen den Feſtſetzungsbeſchluß bei dem Ge-
richt, deſſen Gerichtsſchreiber den Beſchluß erlaſſen hat, inner-
halb zwei Wochen, deren Friſt mit der Zuſtellung des Beſchluſſes
beginnt, anzubringen ſind. Gegen die Entſcheidung des Ge-
richts findet ſofortige Beſchwerde ſtatt. Jn den Fällen alſo, wo
die Entſcheidung des Gerichtsſchreibers angefochten wird, tritt
eine Verzögerung der Sache ein und die Antragſteller haben
entweder doppelte Schreiberei oder Laufereien zum Gericht.

Jn Anlehnung an das Gewerbegerichtsgeſetz und das Geſetz
über die Kaufmannsgerichte will der Entwurf eine Beſchleuni-
gung und Verbilligung des amtsgerichtlichen Prozeſſes vor allem
dadurch erreichen, daß für das Verfahren zum Erlaſſe des
Urteils an Stelle des Parteibetriebes der Amtsbetrieb in vollem
Umfange eingeführt wird. Die allgemeine Durchführung der
Zuſtellungen und Ladungen von Amts wegen ſoll, wie es in der

Begründung des Entwurfes heißt, den Parteien einerſeits Zeit
und Arbeit erſparen und ihnen andererſeits eine erhebliche
Entlaſtung bringen, als für die von Amts wegen bewirkten Zu
ſtellungen nach dem geltenden Rechte weder Gebühren noch Aus
lagen erhoben werden.

Von beſonderer Wichtigkeit iſt, daß der Entwurf eine Be
rufungsſumme einführen will. Der Zivilprozeßordnung
ſoll ein neuer Paragraph 511a eingefügt werden, deſſen erſter
Abſatz lautet: „Jn Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrecht
liche Anſprüche iſt die Zuläſſigkeit der Berufung durch einen den
Betrag von fünfzig Mark überſteigenden Wert des Beſchwerde
gegenſtandes bedingt.“ Durch dieſen Paragraphen würde aber
die Rechtsverfolgung den Minderbemittelten erheblich erſchwert.
Jn der Begründung heißt es zwar, daß die ärmeren Volks
klaſſen keineswegs bei den Prozeſſen mit geringen Streitwerten
vorwiegend beteiligt ſeien. Dann beruft man fich auf die Ge
werbe- und Kaufmannsgerichte, deren Urteile bis zu 100 reſp.
300 M. ebenfalls endgültig ſeien. Hier vergißt man aber mit an
zuführen, daß bei den Gewerbe und Kaufmannsgerichten nicht
der Ginzelrichter ſondern das Kollegialgericht
entſcheidet. Beim Amtsgericht ſoll aber in Zukunft ein Rich
ter bis zu 50 Mk. endgültig entſcheiden. Hiergegen muß
ſich gewehrt werden, zumal denen, die vor dem Amtsgericht
klagen, das Reichsgericht als höchſte Jnſtanz ſowieſo verſchloſſen
bleibt und Berufung gegen amtsgerichtliche Urteile nur noch.
beim Landgericht anzubringen ſind. Dieſes entſcheidet dann
endgültig.

Das Mahnverfahren ſoll eine ſtraffere Geſtaltung in-
ſofern erfahren, als die Zuſtellung der Zahlungsbefehle
an den Schuldner von Amts wegen zu erſolgen hat und daß
die Einſpruchsfriſt gegen die Vollſtreckungsbfehle wie gegen die Verſäumnisurteile der a.
gerichte von zwei auf eine Woche verkürzt wird. Für e
Friſtverkürzung vermiſſen wir eine durchſchlagende Begrijn

dung. 4Klagen, ſowie ſonſtige Anträge und Erklärun-
gen einer Partei, die zugeſtellt werden follen, find bei

dem Gerichte ſchriftlich einzureichen oder mündlich zum Pro
tokoll des Gerichtsſchreibers anzubringen. Die Partei ſoll den
Schriftſätzen, welche ſie bei dem Gericht einreicht, die für die
Zuſtellung erforderliche Zahl von Abſchriften beifügon. Nach
dem Entwurf kann das Gericht ſchon vor der mündlichen Ver
handlung u. a. Zeugen und Sachverſtändige zum erſten Termin
laden ſowie die Einnahme des Augenſcheins ſowie die Be-
gutachtung durch Sachverſtändige anordnen. Dieſe Anord-
nungen ſollen jedoch, bevor nicht eine mündliche Verhandlung
ſtattgefunden hat, nur ergehen, wenn der Beklagte in einem vor
bereitenden Schriftſatze dem Klageantrage widerſprochen hat
und wenn die Anordnung entweder den Parteien beſondere
Koſten nicht verurſacht oder zur Vermeidung weſentlicher Nach
teile geboten erſcheint oder von beiden Parteien beantragt wird.
Wird das perſönliche Erſcheinen der Parteien angeordnet, ſo
iſt die Ladung der Partei von Amts wegen ſelbſt zuzuſtellen
und zwar auch dann, wenn ſie einen Prozeßbevollmächtigten hat.
Bisher gehen die Ladungen im letzteren Falle nur an den Pro
zeßbevollmächtigten und über die Ladung von Zeugen und Sach-
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zu Der Oetopus.
Eine Geſchichte aus Kalifornien.

Von Frank Norris.

attel auf und jagte auf dem Unteren Wege in öſtlicher
davon. Als er an Hoovens Pachtfarm vorbeikam,

ſah er Minna mit ihrem bandagierien Fuß in einer Hänge
matte unter der mächtigen Lebenseiche liegen. Jm Wekewei-
ten, während er über die Brücke des Bewäſſerungsgrabens
aloppierte, kam ihn der Gedanke, was wohl aus der häüb-

ſchen Minna werden und ob ſie ſchließlich den porugieſiſchen
ormann heiraten würde, der die Erdarbeiter unter ſich hatte

Er wünſchte ihr, daß ſie ſich dazu entſchließen möchte,
zwar bald. Auf den Ranchos wurde viel über Minng Hoo-
ven geredet. Sie war gewiß ein braves Mäd aber man
konnte ſie zu allen Zeilen, hier und dort in Bonneville und

afara, iſt den porlugieſiſchen Arbeitern von Quien
Sabe und Los Muertos ihren Spaß ireiben ſehen. Sehr
er war ſie. Die Männer wurden ihrethalben zu Narren.
Poes le ofte- daß ſie nicht mal von ihnen zum Narren ge
halten würde. Gleich jenſe ts des Gewäſſerun ver

iſſionnsbach zu

holte ſich den Pony aus dem Corral, legte
e

jetzt begann ein Wechſel von Teinen TalmulF3 und niedrigen leichtgewellten Hügeln, die allmählich höher
und ſteiler wurden Dieſes G anſteigende Gelände,

von Los Muertos, bildete den Uebergang zu den
Vorbergen der Sierrg. Auf den breiten Hügelrücken ſtanden
in weiten Zwiſchenräumen vereingelte Lebenseichen: Bären-

auben und eher denn ind genund Schluchten Dickirhte von dunkelm Olivengrün. i
H war der Boden von den Röhren der Erdeichhörn
chen durchlschert; die keinen Tierchen waren überall zu ſehen,

2) Allgemein gebrauchte Beze chnung für Reitpſerde leich-

ten Schlages. corral Einzäunung. c

und hin und wieder rannte ein Prär'ehaſe in langen Sätzen
und mit ſteifaufgerichtelen Ohren über den freien Raun von
einem Dickicht zu dein andern. Hoch in den Lüſten ſchwebte,
wie ein an der Ankerlette ſich wiegendes Schiff, ein Falke,
und aus dem rn Seite des Pfades fiog mit ſchevir
rendem Flüoelſchlag Volk Wachteln auf.

An den Hügelhängen graſte das Vieh in kleinen weit aus
einander gezogenen Gruppen und ſtrebte dabei langſam und

den Waſſerlöchern für den Abendtrunk zu. Die
Pferde blieben unter ſih; keine Füllen ſaugten ſchweifwedelnd
und mit den unbeſ Hufen auf den Boden ſtampfend
Peer 7 ihrer Mütter. T h ſtießey en uern, prachtvollen Durham- en mitdem kurzen, acrauſchen Stirnhaar, den kleinen blutunterlau-

fenen Augen und dem muskelgeſchwellten Nacken: in einſamer
Größe, finſterblickend und unnahbar hielt ſich der königliche

der Weide ſtreng abgeſondert von ſeinen Unter
anen.
Presley fand den ehemaligen Schafhirten bei einer Waſſer-

le in der entl Ecke der Viehtrift. Vanamee hatte
ſein einfaches Biwak für die Nacht ſchon aufgeſchlagen. Die
blaugraue Armeedecke war unter einer Lebenseiche ausgebrei-
tet; ſein Pferd graſte nahebei. Er ſelbſt hockte guf den Ferſen
vor einem Feuer von dürren Bärentwaubenwurzeln und kochte
ſeinen Kaffee und Speck. Noch nie hatte Presley eine ſo leb-
baſte Empfindung von Einſamkeit gehabt wie beim Anblick
dieſer an Boden hockenden Geſtalt. Das kahle, öde Land
breitete ſich ringsum in grenzenloſe Weiten. Vanamee war
nur ein Fleck. ein winziger Punſt, ein einzelnes Atom der
n das auf dem Ozean einer keine Grenzen dennen
den Natur ziellos umhertrieb.

Die Freunde aßen zuſammen. Vanamee, der ein vaar
Wachteln in Schlingen gefangen hatte, rupfte die Vögel und
briet ſie an zugeſpitzten Stöchen. Nach dem Mahle tranken
die beiden in ſieſen Zügen das exrfriſchende Naß aus der
nahen Waſſerſtelle. in, nachdem Presley ſeine Zigarette
e Vangamee ſeine Pfeife angezündet hatte. begann der
erſtere:

„Vanamee, ich habe wieder zu ſchreiben angefangen.“
Der wandte ſein hageres Asketenantlitz nach dem Sprecher

und entgegnete, ihn aufmerkſam anblickend:
„Jch weiß, an deinem Tagebuch.“Rei n, diesmal iſt's ein Gedicht. Du wirſt dich erinnern,

daß ich zu dir davon geſprochen habe. Die Mühſeligen“ habe
ich's genannt.“

„O, Verſel Es freut mich, daß du darauf zurückgekommen
biſt. Für dich iſt's das natürliche Ausdrucksmittel.

„Du erinnerſt dich des Gedichts?“ fragte Presley. „Ss war
unvollendet.“

„Ja, ich erinnere mich. Es erſprag beſſer zu werden als
alles, was du bisher geſchrieben hatſt. Es iſt wohl jetzt fertig

Ohne zu antworten, zeg Presley das Gedacht aus der Br
taſche ſeiner Jagdfoppe. r Augenblick ſchien ihm
Tiefe Stille lag über dem weiten, kahlen Hügelland. e
Sonne ſank in wolkenloſe rote Glut; feiner Goldſtaub ſchien
über der ganzen Landſchaft zu liegen. Laut las Presleh ſein
Gedicht. Als er geendet hatte, ſah der Freund ihn forſchend an.

„Was haſt du in der letzten Zeit getrieben fragte er.
Verwundert gab Presley ihm über die Art, wie er den Tag

hinbrachte, über ſein Kommen und Gehen Auskunft.
„Das meine ich nicht,“ entgegnete Vanamee. „Du haſt etwas

erlebt, aufgerüttelt hat dich etwas. Hab' ich nicht recht? Ja,
ich dachte mir's wohl. Du nicht verſucht, ein StückchenSe ngeiſiger Literatur zu machen. Unter einem ungeheuern

Druck haſt du das gedichtet. Schon die Unvollkommenheiten
deines Werkes zeigen das. Es iſt etwas mehr wie reiReimgeklingel. Es iſt ein Ausſpruch eine Votſchaft. Und
es iſt wahr. Du biſt auf den tiefliegenden Kern der Dinge
zurückgekommen, und du haſt richtig geſehen. Ja, es iſt ein
großes Gedicht.“

„Jch danke dirl“ rief Presley warm. „Jch fing ſchon an,
mir zu mißtrauen.“

„Jch vermute, daß du dich beeilen wirſt, es drucken zu laſſen,“
bemerkte Vanamee. „Einen großen Gedanken ausgeſproöchen,
etwas Großes vollbracht zu haben, genügt dir nicht.

„Jch glaube, daß ich aufrichtig bin,“ wandte Presley ein.
„Jſt das Gedicht gut, ſo mag es auch Gutes tun. Du ſelbſt haſt
es eine Botſchaft genannt. es einigen Wert, ſo würde ich
nicht recht zu handeln glauben, wenn ich es einem noch ſo
kleinen und noch ſo gleichgültigen Publikum vorenthielte.

„Du darfſt es aber auf keinen Fall in den „Magazinen' ver
öffentlichen. Vom Volke iſt dir die Eingebung gekommen. An
das Volk mußt du dich mit deinem Gedicht wenden nicht an
die literariſch gebildeten Leſer der Zeitſchriften, die Reichen,
die nicht unmittelbar davon berührt werden. Mußt du's ver
öffentlichen, ſo tu' das in der Tagespreſſe, Unterbrich mich
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e) Gerichtskoſtengeſetz.
Werden in einem Rechtsſtreite mehr als drei Termine zur

mündlichen Verhandlung über die Hauptſache in einer Jnſtanz
anberaummt, ſo wird für den vierten und für jeden folgen

ehnteilen der vollen Gebühr
ichte nur eine Strafgebühr, die in der vollen Gebühr

beſteht, aber bis auf zwei Zehntel ermäßigt werden kann, feſt
ſetzen, wenn durch Verſchulden einer Partei oder ihres
Vertreters die Vertagung einer mündlichen Verhandlung oder
die Anberaumung eines Termins r e der münd
lichen Verhandlung veranlaßt oder verſpätetes Vorbrin
gen von Angriffs- oder Verteidigungsmitteln die Erledigung
des Rechtsſtreits verzögert worden iſt. Dieſe Vorſchriften ſollen
nicht geeignet ſein, der ſog. Prozeßverſchleppung entgegenzu
treten. Die neueren Beſtimmungen ſind aber ein Mittel, um
die Parteien, namentlich die Minderbemittelten, zur Abkürzung
des Prozeſſes zu zwingen.

Die Schreibgebühren für eine Seite mit mindeſtens
20 Zeilen von durchſchnittlich 12 Silben ſollen von zehn auf
zwanzig Pfennig erhöht werden. Die Erröhung wird mit
der Steigerung der Schreiblöhne von Jahr zu Jahr motiviert.

Falle der Erhöhung wird man dann hoffentlich auch der
an vielen Stellen immer noch ſehr gering entlohnten Bogen-
ſchreiber gedenken.

d4) Gebührenordnung für Rechtsanwälte.
Für die Höhe der dem Rechtsanwalte zuſtehenden Schreib-

gebühren ſind bisher die Vorſchriften des S 80 des Gerichts
koſtengefetzes, zehn Pfennig pro Seite, maßgebend. Jn Zukunft
ſollen dem Rechtsanwalt nach der geplanten Reform Pau-
ſchalſätze gewährt werden. Der einzelne Pauſchalſatz ſoll
zwangig von Hundert der zum Anſatze gelangenden Gebühr,
jedoch mindeſtens fünfzig Pfennig und höchſtens dreißig Mark
betragen. Steht dem als Prozeßbevollmächtigten beſtellten
Rechtsanwalt noch die Prozeßgebühr zu, ſo beträgt die Summe
der in einer Jnſtanz anzuſetzenden Pauſchſätze mindeſtens drei
Mark und höchſtens fünfzig Mark; und wenn dem Rechtsanwalt
noch die Beweis oder Vergleichsgebühr zuſteht, mindeſtens vier
Mark und höchſtens ſechzig Mark. Für auf beſonderes Ver
langen gefertigte Abſchriften ſtehen dem Rechtsanwalt außer-
dem noch 20 Pfennig pro Seite zu. Hiernach partizipieren auch
die Rechtsanwälte an der Erhöhung der Schreibgebühren. Der
Entwurf hegt zu der Pflichttreue der Anwaltſchaft das Ver
trauen, daß die Pauſchalierung der Schreibgebühren die Ein
xeichung der erforderlichen Schriftſätze nicht beeinträch-
tigen wird. Wie ſich die Rechtsanwälte mit den Pauſchal

im Falle der Annahme des Entwurfes abfinden, wird die

erhoben. Bisher können die

nft lehren.
Wir aber fordern im Zivilprozeß ein ſchnelleres und

billigetes Verfahren wie bisher. Dies bringt uns der
Entwurf jedoch in der gewünſchten Weiſe nicht.

Cagesgeſchichte.

Halle a. S., 21. Oktober 1907.
Mit der Frage des geheimen Stimmrechts
t ſich die Nordd. Allg. Zeitung in ihrer neue-

ſchau. Sie wärmt nämlich den blöden Klatſch
der Frankfurter Zeitung auf, daß ſich die ſozialdemoen Vertreter im Allgemeinen Knappſchaftsverein als
Gegner des geheimen Stimmrechts betätigt hätten, in dem ſie
W Abſtimmung über das Knappſchaftsſtatut verlang-

n. Das iſt blanker Unſinn; denn daß zwiſchen den ſachlichen
Abſtimmungen gewählter, ihren Wählern verantwortlicher Ver
treter und den Wahlen der Staatsbürger zu öffentlichen Körper
ſchaften ein grundſätzlicher Unterſchied beſteht, bemerkt jeder

nſch, und wer es nicht bemerkt, hat jedenfalls kein Recht
für ſeine „Bildung“ eine Pluralſtimme zu beanſpruchen. Nichts
deſtoweniger verlangt das Regierungsblatt, wir ſollten unſere
Entrüſtung gegen die Knappſchaftsälteſten richten und nicht
gegen die bürgerlichen Parteien, welche den Grund zu einer
Aenderung der preußiſchen Verfaſſung nicht einzuſehen ver-
mögen oder ſie doch nicht für ſo eilig halten, daß alle anderen
Aufgaben dahinter zurückbleiben müßten“. Die preußiſche Ver-
faſſungsurkunde enthält aber von öffentlicher Stimmabgabe
kein Wort. Wir ſtellen feſt, daß die politiſche Bildung der N.
A. Z. nicht ſo weit reicht, die preußiſche Verfaſſung zu kennen.

Pluralwahlrecht für die Gebildeten!

nicht. W. weiß, was Du ſagen willſt. Du wirſt einwenden,
daß die Tagespreſſe gewöhnlich, auf den großen Haufen berech
net, würdelos iſt und ich ſage Dir: Dein Gedicht, das Du Die
Mühſeligen nennſt, h eben von den Mühſeligen geleſen
werden. Es muß gewöhnlich ſein, es muß auf den großen
Haufen wirken. Du darfſt Dich nicht auf Deine Würde ver
ſteifen, wenn Du Dich an das Volk wenden willſt.“

„Das mag wahr ſein,“ gab Presley zu, „aber ich kann den
Gedanken nicht los werden, daß ich auf dieſe Weiſe mein Ge
dicht wegwerfe. Die aroße Zeitſchrift gibt mir ſolch ſolch
einen Hintergrund, ſie gibt meinen Worten Gewicht.“

„Gibt Deinen Worten Gewicht, gibt Dir ſolch einen Hinter
l denkſt Du denn an Dich ſelbſt? Du Helfer der

ilfloſenl Jſt das Deine Ueberzeugungstreue? u mußt
untertauchen, Du mußt Dich ſelbſt vergeſſen und Dein Ver-

en nach Ruhm und Anerkennung. Dein Dichtung, Deine
gehn iſt's, die durchdringen muß, nicht Du, von dem ſie

ührt. Du predigſt die Lehre der Entſagung, der Selbſt
verleugnung, und auf den Tafeln, denen Du Deine Worte ein
egraben haſt, ſchreibſft Du, ſo hoch Du nur reichen kannſt,Peinen Namen, damit alle Welt nicht das Gedicht ſondern

den Dichter ſehen kann. Presley, viele ſind ſo wie Du. Der
Sozialreformer ſchreibt ein Buch über die Widerrechtlichkeit des
Landbeſitzes und kauft ſich einen t aus den Erträgen
eben jenes Buches. Der Volkswirtſchaftslehrer, der das harte

os der Armen bejammert, wird durch den Verkauf ſeines
ches ein reicher Mann.“

esley mochte nichts weiter hören. „Nein,“ rief er, „ich weiß,
ich aufrichtig bin, und um es dir zu beweiſen, will ich mein

Gedicht, wie
ſieh werde au

u mir rätſt, in der Tagespreſſe veröffentlichen;
kein Geld dafür nehmen.“

Noch eine Stunde etwa redeten ſie in der Abenddämmerung
zwiteinander. Sresley merkte bald, daß Vanamees Gedanken

ndersws tweilten. Roch nie war er ſo ſtill, ſo tief in dumpfese verſunken geweſen wie in der letzten Zeit. Und jetzt

rhob er ſich plötzlich und wandte ſein Geſicht nach Norden in
der Richtung der Miſſionskirch

glaube e er, „daß ich gehen muß.“
t Wohin denn jetzt zur Nachtzeit?
„Horthin,“ antwortete Vanamee und deutete mit einer unbe
ſtimmten Handbewegung nach Norden. „Leb wohl.“

ein Wort zu ſagen, verſchwand er im Grau des
Det verwunderte Presled war allein. Er ging zu

den Sattelgurt feſter und ritt gedankenvolls im Sternenlicht heim. Ehe Presley zur
ging, ſandte er noch „Die Mühſeligen“ an den Redakteur

Sonntagsbeilage einer San Franziskoer Zeitung.
S GFeoriſeyung folgt.)

e von San Juan.

den Termin eine beſondere Gebühr,in Höhe von fünf
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Eine Stimme aus du u i gaAm 18. Oktober veranſtaltete der Sozialliberale n
der en Vereinigung a in Serün eine S
rechts ng, die auch von aldemokraten recht aahl
reich beſucht war, und in welcher der Berge des Vereins,
Herr Dr. Breitſcheid, referierte. Dr. Breit be
kannte ſich als ein entſchiedener Gegner der libe Block
politik und legte überzeugend dar, daß der Linksliberalismus
mit der Sozialdemokratie zuſammengehen müſſe, wenn er mit
ſeiner Wahlrechtsforderung Ernſt machen wolle. Von der
andern Seite erklärte Genoſſe Or. Arons die Bereit
willigkeit der Sozialdemokratie, in der Wahlrechtsbewegung mit
ehrlichen bürgerlichen Elementen gemeinſame Sache g. machen,
wobei er freilich ſein Bedauern darüber nicht verhehlen konnte,
daß Erſcheinungen, wie die des Referenten, im bürgerlichen
Lager recht ſelten ſeien.

Die freiſinnig-volksparteiliche Preſſe behandelt dieſe immerhin
bemerkenswerte Verſammlung nach demſelben Rezept, nach wel
chem ſie den Barthſchen Vorſchlag behandelt hat: ſie ſchweigt
ſie ganz einfach tot. Und ein anderes Schickſal hat wohl auch
eine Schrift Dr. Breitſcheids, die ſoeben erſchienen iſt, nicht
zu erwarten. Sie betitelt ſch Der Bülow-Block und
der Liberalismus und iſt im Verlage von Ernſt
ReinhardtMünchen erſchienen. Wir behalten uns vor, auf ſie
zurückzukommen und geben für heute folgende Stellen aus ihr
wieder

Am meiſten zu bedauern iſt die Haltung der beiden frei
ſinnigen Gruppen im preußiſchen Landtage zur Wahlrechts
frage. Während die Konſervativen nicht müde werden, zu
verſichern, die Paarung ſei Reichsſache, und es liege keiner-
lei Veranlaſſung vor, ſie auf Preußen und ſein Parlament
zu übertragen, haben die Liberalen ſich ſelbſt durch die

ſchlechten Erfahrungen bei dem Vorſtoß gegen Herrn von
Studt nicht abſchrecken laſſen, an einer Verabredung feſtzu-
halten, die die Gegenpartei gar nicht anerkannte. Allerdings
weniger zum Vorteil dieſer anderen Seite als zu dem der
Regierung der eine Erörterung über das preußiſche
Dreiklaſſenwahlrecht im höchſten Maße unbequem geweſen
wäre. Jm Januar 1907 brachten die Freiſinnigen einen
Jnitiativantrag ein, in Preußen das Reichstagswahlrecht ein
zuführen, im Juni verzichteten ſie auf ſeine
Beratung, angeblich, weil die Geſchäftslage die Er-
örterung nicht mehr geſtattete. Aber die Vertreter der Mehr
heitsparteien verſicherten nachträglich, ſie hätten gegen die
Debatte nichts einzuwenden gehabt, und ſo bleibt nur die
Erklärung übrig, daß die Liberalen einem ausge-
ſprochenen Wunſche der umden Zuſammen-
halt der Blockpartei beſorgten Regierung
gehorchten. Sie ſahen von einer Erörterung ihres An
trages ab, obwohl ſie damit der Vermutung Raum gaben,
daß ihr Januarantrag aus den Rückſichten auf die Reichs
tagswahl geboren ſei und obwohl ſie ihren Parteifreunden
im Lande die Agitation aufs äußerſte erſchwerten, in der
Tat ein Opfer des Jntellekts, deſſen nur das liberale Bür-
gertum fähig iſt. Und wenn Bülow zehnmal an eine ver-
beſſerte Umgeſtaltung des Dreiklaſſenwahlrechts dächte, und
wenn er auch einen Reformvorſchlag in ſicherſte Ausſicht ge
ſtellt hätte, ſo blieb dieſe Konzeſſion an den Blockgedanken
dennoch ein großer Fehler. Hier war die Gelegenheit, den
Bewejs zu erbringey, daß die Erhebung zu der Würde der
Regierungspartei den Liberalismus nicht an der Geltend
machung ſeiner elementarſten Forderung hindere. Hier war
beſſer als durch gelegentliche Beteuerung der Unentwegtheit
dazutun, daß die Untergrenze des Preiſes, den die Regie-
rung zu zahlen habe, nicht bei der Reform der Börſengeſetz-
gebung liege, aber hier hat der preußiſche Freiſinn den Mo-
ment verpaßt. Wahrſcheinlich ſind die Abgeordneten, als
ſie großmütig ihren Antrag wieder in den Schrank ſchloſſen,
ſich wer weiß wie politiſch und ſtaatsklug vorgekommen, und
doch konnten ſie gar nicht unpolitiſcher handeln.

Nur die Taktik, ſo behaupteten ſie, ſcheint verfehlt
und bedenklich, die Taktik des „Alles- oder Nichts-Verlan-
gens“. Sie beſorgen, daß gar keine Reform erreicht werde,
wenn man zuviel begehrt. Wie töricht! Natürlich läßt ſich
über die Taktik ſtreiten, aber nie und nimmer läßt ſich poli-
tiſche Taktik auf Jahre hinaus feſtlegen. Keiner, der das
Reichstagswahlrecht für Preußen fordert, hat den Verſuch ge
macht, den Fraktionen Richtlinien für den Moment der ent
ſcheidenden Abſtimmung vorzuſchreiben. Einzig und allein
jene ängſtlichen Gemüter, jene nervenſchwachen
Liberalen, die von der Gnade der Regie-
rung leben wollen verſtoßen gegen die Grundſätze
vernünftiger Politik. Sie legen ſich ſchon im
gegenwärtigen Moment auf eine Taktikfeſt, und zwar auf die des Zurückweichens.

Sie verkünden aller Welt, die Regierung und die Rechte
brauche keine Angſt zu haben, denn der Liberalismus werde
keine Schwierigkeiten machen, auch wenn nur der kärglichſte
Brocken für ihn abfalle. Und das wollen Staatsmänner
ſein!

Was ſich hinter ihrem Diplomatiſieren verbirgt, iſt nichts
anderes als die Angſt vor der Tat, die allmählich
geradezu groteske Formen angenommen hat. Jhrer Auf-
faſſung nach hat der Liberalismus keine anderen Chancen,
als die des geduldigen Abwartens, das höchſtens durch das
Dotumentieren ſtaatserhaltender Geſinnung unterbrochen wer-
den darf. Das Heineſche Spottgèedicht von der deutſchen
Freiheit, der gute Feſinnung vorausgeſetzt ihre Wünſche
nach Strümpfen, Stiefeln und Pudelmütze befriedigt werden
ſollen, hat neue Geltung für die Tage der Blockhoffnungen
erhalten:

Du bekommſt ſogar zu eſſen
Eine große Zukunft naht dir,
Laß dich nur vom welſchen Satyr
Nicht verleiten zu Exzeſſen.
Werde nur nicht dreiſt und dreiſter,
Setz nicht den Reſpekt beiſeiten
Vor den hohen Obrigkeiten
Und dem Herrn Bürgermeiſter.

An die Stelle des welſchen Satyr braucht nur der ſo
gial demokratiſche Teufel geſetzt zu werden, und
alles iſt in ſchönſter Ordnung.

Die nächſte und gewichtigſte Probe hat der Liberalismus
beim preußiſchen Wahlrechtskampfe abzulegen. Das all
gemeine Bewußtſein der Zuſammengehörigkeit und des Zu
ſammenſtehens der Linken kann Wunder wirken, und deshalb
heißt es, ſo ſchnell als möglich jenen gemalten Felſen Bü-
lowſcher Erfindung in die Rumpelkammer zu werfen und
einen demokratiſchen Block aufzuſtellen, an dem ſich die ge
ſamte Reaktion die Köpfe einrennen wird.

Die ſächſiſche Wahlreform.
Der ſächſiſche Landtag iſt in der vorigen Woche eröfſſret

worden. Der Zweilen Kammer wurde gleich in den erſten

enihält folgende mgen
Die Zweite Kammer ſoll aus 82 Mitgliedern beſtehen.
40 Abgrordnete werden von den Kommunglverbän-

den ernannt und42 Abgeothnete werden e heim und direkt unter An
wen Wiehe im Wege der Verhälinis
wahl

Bei der Wahl durch Kommunalverbände ſind die
amishaupſmannfſchaſtbichen Bezirks-Ver-
ſammlungen, in den Städten Dresden, Leipzig, Chem-
nit, Plauen und Zwickau Stadtrat und Stadtver-
ordnete in gemeinſchaftlicher Sitzung Wahſkörper.

Bei der Verhältniswahl bilden jeder amtshaupt-
mannſchaftliche Bezir“ und die Städte Plauen und Zwickau
je einen, Dresden und Leipzig je fünf, Chemnitz drei Wahl
kreiſe. Stimmberechtigt iſt jeder Siaatsangehörige, der in
Sachſen eine direkte Sjaatsſteuer enkrichlet, bei Abſchluß der
Wählertiſte das 25. Lebensjahr vollendet hat, ſeit mindeſtens
ſechs Monaten am Ort der Liſten- Aufſtellung Wohnſitz oder
Aufenthalt hat, mit der direkten Steuer nicht län
ger als zwei Jahre im Rückſtande iſt und im
Vollbeſitz der bürgerlichen Ehrenrechte iſt.

Jeder Wahlberechtigte hat eine Stimme. Eine zweite
Stimme haben dieſen gen Wahlberechtigten, die einen
beſtimmten Grundbeſitz haben oder von mehr
als 1600 Mark Einkommen ſtaatliche Ein-
kommenſteuer zahlen oder ihre Bildung durch Zerg-
niſſe nachweiſen, die für den einjährig-freiwilli-
gen Militärdienſt genügen.

Das neue Wahlrecht charakteriſiert ſich alſo als ſkandalöſe
Benach!eiligung der nichtbeſitzenden Mehrheit des Volkes!

Zunächſt wählen die Kommunalverbände 40 Abgeordnete.
Da in den Städ en die Stadträte und Stadtver-
ordneten waählen, iſt jede Ausſicht für die nichtbeſitzende
Klaſſe ausgeſchloſſen, Vertreter ihrer Intereſſen durchzubr. nen.
Und die Bez'rksverſammlungen der Amtshauptmannſchaften
beſtehen zu einem Drittel aus den Höchſtbeſteuetten
des Bezirks (mindeſtens 300 Mk. Staatsſteuer) und zu zwei
Dtit.eln aus den Abgeordnelen der in dem Bezirke liegenden
Städte oder Landgemeinden, meiſt alſo Bürgermejſtern oder
Gemeindevorſtänden. Auch hier iſt alſo die arbeitende
Klaſſe völlig entrechtet.

Die Beſitzenden, die dergeſtalt alſo die Hälfte aller Mit
glirder der Zweien Kammer wählen, wählen dann noch ein
mal bei den Verhältniswahlen mit, aus denen 42 Abgeord-
ne e hervorgehen. Um ihnen aber ein dreifache s Wahl
recht zu ſichern, iſt bei der Verhältniswahl nicht das gleiche
Wahlrecht, ſondern das ZweiſtimmenWahlrecht für die Wäh-
ler mit höherer Bildung und Einkommen von mehr als 1600
Mark votgeſehen!

Von den rund 650 000 Wählern beſitzen mehr als 500 000,
alſo 80 Proßent weniger als 1600 Einkommen. Sie haben
alle nur eine Stimme gegenüber dem drei-, ja (iwolge
des kommrnalſtändiſchen Wahl Privilegs vielfachen
Stimmrecht der Beſitzenden!

Und wie ſteht es ſpeziell mit der Verireiung des ſozial-
demokratiſchen Proletariats? Die Regierung
zxechne damit, daß die Sozialdemokratie 45 Prozent aller
Wähler e, d. h. 296 000 Wäh er, alſo inkluſioe 18 000
Plutvalſtimmen 314 000 Stimmen. Jhnen ſtänden dann
360 000 Wähler gegenüber, die infolge des Pluvxalſtimmen-
rechls 570 000 Stimmen abzugeben hätten. Es wurden da
nach im günſtigſten Falle 15 ſozialdemokratiſche
Abgeordnete gewäht werden, denen 27 bürger-
lich Abgeordnete gegenüberſtänden, oder
vielmehr einſchließlich der 40 Abgeordne en der Kommunalver
bände 67 Abgeordneie der beſitzenden Klaſſe! Die 45 Prozent
ſozialdemokratiſcher Arbeiter hätten alſo nur Anſpruch auf 20
Ptogzent der Abgeordneten, während die übrigen 55 Progent
nicht weniger als 80 Prozent der Abgeordneten ſtellten.

Ein wahrhaft ſkandalöſes Wahlrecht! Und gerade deswegen
ein Vorbild für Preußen!
Ein Schlag gegen Vereins- und Verſammlungsfreiheit.

Zur ſelben Zeit, da der Liberalismus als Lohn ſeiner Re
gierungstreue einen Geſetzentwurf erwartet, der angeblich das
Vereins und Verſammkungsweſen des Reiches auf „liberale
Grundlage“ ſtellen ſoll, hat eine preußiſche Verwaltungs Be
hörde gegen die Veteinsfreiheit der Arbeiler einen Schlag ge
führt, der kaum von einem zariſchen Ukas überboten werden
kann. An der Arbeiterb ldungsſchule in Potsdam ſollte am
letzten Freitag ein Vortragszyklus des Genoſſen Katzen-
ſt e in über deutſches Reichs- und Landesverfaſſungsrecht ſei
nen Anfang nehmen. Die Posdamer Regierung, teilung
für Kirchen und Schulweſen, verbot dieſe Vorträge un er
Androhung einer Strafe von hundert Mark für jede begonnene
Stunde erteilten Unterrichts und begründe.e dieſen Akt der
Willkür mit folgendem Satze:

Zu einer ſolchen Unterrichtserleilung bedarf es der ſchul-
aufſichtlichen Genehmigung nach der Kabinettsordre
vom 10. Juni 1834 in Verbindung mit der Staat s-
miniſterial-Jnſtruktion vom 31. Dezem-
ber 1839.

Die Kabinettsordet aus vormärzlicher Zeit erhebt ſich trium-
phierend über die preußiſche Verfaſſung, deren Artikel lautet:
„Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre iſt ſrei,“ über das Vereins
und Verſammnlungsrecht, über die neugeitlichen Grundgeſehze
des Reiches und des Staats. Kein Zweifel: es handelt ſich
um einen rabuliſtiſchen Verſuch, das aufblühende Bildangs-
weſen der Arbeiterſchaft radikal zu zerſtören. Die Arbriter-
ſchule von Potsdam iſt nur das Verſuchskaninchen, das Ziel
des Experiments aber iſt die Zertrümme der Partei-
ſchule und die Unterbindung aller ſyſtematiſchen Auftlärungs-
arbeit innerhalb der Arbeiterſchaft. Der Grundſatz, daß Unter
richtskurſe der Genehmigung durch die Behörde bedürfen, iſt
bisher immer nur ſo aufgefaßt und gehandhabt worden, daß
die Erteilung von Unterricht an ſchulpflichtige Kinder konzeſ
ſionspftichtig ſei. Vereinen erwachſener Leute iſt abed bisher
noch niemals das Recht beſtritten worden, Vortragszyklen, in
demzn wiſſenſchaftliche Fragen behandelt werden, zu veranſtal
ten. Die preußiſche Regierung hat dieſe Auffaſſung in rück
ſchrittlühem Sinne revidiert, ſowie Herr Obevrreichsanwalt
Olshauſen ſeinen Kommentar zum Hochverrats- Paragraphen
redidiert hat. Der Progeß gegen Genoſſen Liebknecht, derEingriff in die Peteiſche jetzt der Vorſtoß gegen die Pots-

damer Arveiterhilduwgsſchule ſie alle ſind nur Glieder
derſelben Erſchetnungsreiße, Verſuche, die alle auf denſelben
Zweck gerichtet ſind, nämlich die Zuſtände der Zeit
des Sozialiſtengeſetzes im Verwaltungs-
wege wieder einzuführen. Am Ende wird man
noch datauf kommen und wie weit iſt man noch davon

daß aurh die politiſche Agitation eine Art von Unterricht
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liberale Geiſtliche, dann entringt ſich freiſinnigen
Männerbruſt höchſtens gelegentlich ein untertän Wimmern.Kein libetales Blatt wagt es, ſich De re ver
folgte Sozialdemokraten anzunehmen, um nicin den Ver-

a 3 gekaten, t der hiſterenS Kanze konſervativmationalliberalfrinige Meute
gegen ſich aufzubringen. Wir ſtehen unt der Schee
ckensherrſchaft der wahrhaftHunderte en Herm J e ebiſcpen Derte ſchwarzen

Freiſinn und Wahlrechtsfrage. Wie der Abrdnete Rein
hart Schmidt in einer Verſammlung in Elbeld mitteilte,
wird die Landtagsfraktion der Freiſinnigen Vppartei ſofort
nach dem Zuſammentritt des Landtags ihren ar Antrag auf
Einführung des Reichstagswahlrechts in Preu von neuen
einbringen, um dadurch möglichſt ſchnell eine Aungsnahme
der Regierung zu der Wahlre tsfrage hetzuführen.

Leider iſt eine Stellungnahme der Freiſin zen Volks
partei zum richtigen Vermittlungsvorſchlagarths bisher
nicht zu erzielen geweſen. Fürſt Bülow kann inbgeordneten
hauſe wie Kopſch ſagen: „Jch habe das Gefühaß man mir
Fallen ſtellen will. Jch lehne es ab zu antwen.“

Zu der Sprachenbeſtimmung im Reichsveregeſe erfährtder Berliner Korreſpondent des H am n t s
von beſtunterrichteter Stelle, daß von der Vajrift, wonach
fremdſprachliche Verſammlungen der beſondereßenehmigung
der Landesregierung bedürfen, die Verhältniſſn der Nord
mark praktiſch durchaus nicht be rührt werdeollen. Däni-
ſche Verſammlungen ſollen m vorheriger Anmung in loyaler Weiſer geſtattet und alles ermlehen wen, das Ver
föhnungswerk an der däniſchen Grenze zu ſta. Die Be
ſtimmung richtet ſich in erſter Linie gegen dicoß-polniſche
Agitation; namentlich ſolle vermieden werdengß polniſche
Verſammlungen in außerpolniſchen Gebieten ſtfinden, daß
beiſpielsweiſe in Weſtfalen unter der dorin polniſchen
Arbeiterſchaft polniſche Verſammlungen abgehal werden.

Man will alſo eine einheitliche Arbeiterbewegg im Ruhr
revier und in Oberſchleſien unmöglich machen. 5 Breslauer
Gewerkſchaftskartell war ſehr gut unterrichtet, enn es am
letzten Freitag durch einen Beſchluß alle organiſten Arbeiter
ohne Unterſchied der Parteiſtellung zur Abwehrnes gefähr
gert Schlages aufforderte, der ſich gegen das alitionsrecht

Die freiſinnige Kieler Zeitung hat bers ihr Ein-verſtändnis zum Reichskuligeſetz erklärt. Die riee volks

parteiliche Preffe macht ſich durch ihr Schweig zum Mit
ſchuldigen.

Aus dem Zentralvorſtand der nationallibeen Partei.
In einer Beleidigungsklage des Reichs und Dtags Abge
ordneten Held gegen den Redakteur Lang wi in Hanno
ver und Kaufmann Dr. Krüger, wurden die beil Angeklag
ten von der Anklage der Beleidigung freigerochen.
Sie hatten im Wahlkampfe dem Abgeordneten etrügeriſche
Manipulationen im Geſchäftsverkehr mit Terlinde ſowie Er
preſſung und Wucher zum Vorwurf gemacht. H wurde im
Widerklageverfahren wegen Beleidigung der beidenngeklagten
in fünf Fällen zu 300 Mark Geldſtrafe oder 30 gen Ge
fängnis verurteilt. Den Beleidigten wurde Verötſtlichungs-
befugnis erteilt. Den Angeklagten wurde in volle Maße der
Schutz des s 193 r u Jn dem Urteil ſt das Ge-
richt feſt, daß die Anſchuldigungen gegt Held
vollſtändig erwieſen waren.

Held vertritt ſeit 1903 den Wahlkreis Verden. eit 1898
ſitzt er als Kollege Leidigs im Zentralverband de national
liberalen Partei.

Fortifikationsarbeiten in der Reſidenz. Vor nichtnger Zeit
wurde ein unterirdiſcher Gang angelegt, der das Benuer könig
liche Schloß mit dem Marſtalle verbindet. Jetzt ſonach dem
Berliner Tageblatt ein neuer unterirdiſchewang an
gelegt werden, der vom Schloß in den Hof der mit hießſchar
ten verſehenen Alexandrinerkaſerne führen ſoll, in d der Kai-
ſer ſeinerzeit die berühmte Alexandrinerrede gegen js unbot-
mäßige Berlin hielt. Einſt ſollte auf dieſem Platder neue
Reichstag gebaut werden, das Kriegsminiſterium erirte ab
damals rundweg, daß das Terrain mit Rückſicht audie Nä
des Schloſſes militäriſchen Zwecken vorbehalten blein müſſ

Hohe Herrſchaften im Auto. Am Freitag überfuhrin Aut
mobil, in dem der Reichskanzler ſaß, in Hamburg ine al
Frau. Der Reichskanzler hat ihr einen Kranz geſpidet u
die Begräbniskoſten begzahlt, obwohl er perſönlich keie Schul
an dem Unglück trug, da er dem Führer keinen Auſcag zuSchnellfahren gegeben hatte. Die Bülowpreſſe hält ine e

mende Hervorhebung dieſer Freigebigkeit des millionnreiche
Reichskanzlers für notwendig. Das Unglück wird ich woh
daraus erklären, daß der Automobildroſchkenkutſcher die Ge
wohnheit hoher Herrſchaften, recht raſch zu fahren, kamte un
auf ſie Rückſicht nehmen zu müſſen glaubte.

Am Sonnabend überfuhr der Wagenführer des Prinzen Eite
Friedrich in Berlin einen Monteur, der verletzt wurde, abe
glücklicherweiſe mit dem Leben davon kam. Das Automobj
fuhr ſehr raſch. Der Prinz ſchaffte den Verletzten zur Unfall
ſtation, wo er verbunden wurde, und von da in ſeine Wohnung
Unterwegs aber ging das Benzin aus und der Wagen mit d
Verletzten blieb dreiviertel Stunden liegen. Niemand ſchein
auf den Gedanken gekommen zu ſein, daß es für den Verletzte
beſſer ſei, in einem gewöhnlichen Wagen eiwas raſcher na
Hauſe zu kommen; daß es ihm Vergnügen machte, etwas länge
in einem prinzlichen Automobil liegen zu dürfen, iſt nicht anzu
nehmen. Es haben ſich immerhin einige bürgerliche Blätter gefunden, die den Mut haben, im Jntereſſe der ergebenen ne

tanenſchaft den Wunſch auszuſprechen, die Hofautomobile möch
ten doch etwas langſamer fahren. Nur Herrn Scherls Redak
teure wiſſen, wie man ſich in ſolchen Fällen zu verhalten hat;
im Berl. Lokalanzeiger findet man die Geſchichte unte
dem Titel: „Prinz Eitel Friedrich als Samariter.“
Wie überans eilig der Oberreichsanwalt es mit der Straf
vollſtreckung gegen den Genoſſen Liebknecht hat, das zeigt
die Tatſache, daß er ihn bereits ſeit mehreren Tagen zum

Strafantritt während das Urteil des Reichs
gerichts bis heute noch icht zu Papier gebracht war

Freie Turnerſchaft und Schulturnhallen. Dem Stadtver
Sang en u in Frankfurt a. M. lag in ſeiner letzten
Sitzung ein der Freien Turnerſchaft vor, ihr die ſtädti
ſchen Schulturnha en für Turnzwecke zur Verfügung zu ſtellen.
Früher ſtand der Freien Turnerſchaft eine ſtädtiſche Turnhalle
zur Verfügung. Der Nagiſtrat entzog ſie ihr wieder, vermut
lich auf Jntervention der Regierung. So lehnte der Magiſtrat
auch das neue Geſuch ab. Die Freie Turnerſchaft ſei ein
politiſcher und zwar ein ſozialdemokratiſcher,
Verein. Unſere Genoſſen ten, daß die Freie Turnerſchaft
als Organiſation der ſozialdemokratiſchen Partei vollkommen
fern ftehe. Wenn der Magiſtrat ſich auf den Boden der Neu
tralität im politiſchen Kampfgetriebe ſtelle, dürfe er auch die
Deutſche Turnerſchaft nicht unterſtützen. Bei der letz
ten Reichstagswahl habe dieſe Korporation aktiv in den Wahl
kampf eingegriffen. Und dieſem Verein wolle der Magiſtrat
für die Abhaltung eines deutſchen Turnfeſtes 50 000 Mk. aus
ſtädtiſchen Mitteln gewähren! Unſere Fraktion
ſtellte einen dem Geſuch der Freien Turnerſchaft entſprechenden
Antrag, der ohne jede Einſchränkung die Zurverfügun ellung
von ſtädtiſchen Lokalen zu Turnzwecken verlangt, dementſpre
chend wurde auch mit großer Mehrheit beſchloffen.
Jn Breslau hat der Magiſtrat den Arbeiterturnvereinen

die Mitbenutzung der ſtädtiſchen Turnhallen verweigert.
J Etwas anderes iſt von der Stadt des Handabhackers ſchließ-
lich auch nicht zu erwarten.

Zwei Kriegsgerichtsurteile. Vor dem Kriegsgericht der 30.
Diviſion in Straßburg ſpielte ſich dieſer Tage ein klaſſi-
ſcher Fall preußiſcher Militärjuſtiz ab. Ein Soldat vom Jn-
fanterieregiment 136 war wegen fortgeſetzter roher Mißhand
lungen von ſeinem Truppenteil fort gelaufen, hatte ſich
aber nach vierzehntägigem planloſem Umherwandern wieder
freiwillig geſtellt. Folge: Er kam vor Gericht, mit ihm aber
die beiden Unteroffiziere, die ihn zu ſeiner Verzweiflungstat
getrieben hatten. Die Miß handlungen wurden nachgewieſen.
Trotzdem erkannte das Gericht gegen die beiden Soldatenſchin-
der, die Unteroffiziere Reichmann und Boneß, auf nur 10 Tage
Mittelarreſt, während ihr Opfer auf 43 Tage ins Gefängnis
wandern muß. Man ſollte eine derartige Rechtſprechung nicht
für möglich halten. Selbſt wenn es richtig iſt, daß gegen den
Soldaten auf eine milde Strafe nicht erkannt werden konnte.

daß die gegen die Unteroffiziere erkannte, äußerſt milde
Strafe abſolut nicht wirken kann, liegt auf der Hand. Mili-
W Vorgeſetzte, die ihre Stellung dahin mißbrauchen, wehr-
oſe Untergebene zu drangſalieren, ſie zu dem Verzweiflungs

ſchritt der Fahnenflucht zu treiben, ſind ihres Amtes nicht wür-
dig. Die erſte Pflicht ſolchen Leuten gegenüber wäre, auf
Degradation zu erkennen.

Ausland.
Oeſtreich. Soldatenmiß handlungen beſchäftig

ten am Freitag das Abgeordnetenhaus. Der Genoſſe Reſel
begründeke einen Dringlichkeitsantrag betreffend die Begnadi-
gung zweier wegen Mißhandlung von Soldaten verurteilter
Unteroffiziere ſowie wegen Regelung des Beſchwerderechts der
Mannſchaften. Er betonte, daß die Begnadigung dieſer Unter
offiziere bereits erfolgt war, als der Landesverteidigungsminiſter

in ſeiner früheren Beantwordung der Interpellation ihre Ver-
urteilung mitteilte, und daß die Rückverſetzung der Begnadig-
ten den Selbſtmord noch eines Soldaten zur Folge gehabt häbe.
Der Landesverteidigungsminiſter ſtellte feſt, daß die Begnadi-
gns auf Grund der gerichtsherrlichen- Rechte von dem Stadt
kommandanten vollzogen worden ſei. Nach Bekanntwerden der
Begnadigung, welche der erforderlichen rechtlichen Gründe in
ausreichendem Maße entbehrt hätte, ſeien ſofort entſprechende
Verfügungen zur Vermeidung ähnlicher Vorkommniſſe getroffen
worden. Ferner ſei eine Verfügung erlaſſen, nach welcher die
wegen Verletzung der Dienſtvorſchriften gerichtlich verurteilten
Unteroffiziere nach Verbüßung ihrer Strafe verſetzt werden
müſſen. Endlich teilte der Miniſter mit, daß weder ihm noch
dem Kriegsminiſter bei der damaligen Beantwortung der Jnter-
pellation die Begnadigung bekannt geweſen wäre, da Begnadi-
gungen amtlich nicht zur Kenntnis der Miniſterien gelangen.
Die Rede des Miniſters wurde wiederholt von Proteſtrufen
unterbrochen.

Die Debatte verlief ſehr erregt. Der Genoſſe Schuhmeier
ſchloß ſeine Rede mit dem Ruf: „Abzug Landesverteidigungs-
miniſter!“ in den die Sozialdemokraten ſtürmiſch einſtimmten.
Der Dringlichkeitsantrag wurde ſchließlich einſtimmig ange
nommen.

Jtalien. Zur Bewegung unter den Eiſen-
bahnern meldet das offiziöſe Wolffſche Telegraphenbureau
aus Rom: Jn einer am Sonnabend ſtattgehabten Verſamm-
lung des Komitees der Leitung der ſozialiſtiſchen Partei und
der Vertreter der allgemeinen Arbeitervereinigung wurde eine
Tagesordnung angenoinmen, in der erklärt wird, daß ein Aus
ſtand der Eifenbahnangeſtellten zwecklos ſei, weil man ohne
Zweifel auf den Widerſtand der geſamten vereinigten bürger-
lichen Geſellſchaft ſtoßen werde, die um die Macht im Staate
in Händen zu halten, die Proletarierorganiſation den Repreſ-
ſalien der Reaktion ausſetzen würde. Jn der Tagesordnung
wird ferner feſtgeſtellt, es ſei Pflicht der Leiter der Proletarier-
parteien und Proletarierorganiſationen, zu verhindern, daß
man ſie der Reaktion ausliefere und es wird demgemäß das
Prolelariat aufgefordert, für die beſtraften Eiſenbahnangeſtell-
ten einen gemeinſamen Fonds anzulegen, aber dem Eiſenbahn-
ſyndikat angeraten, im Intereſſe des Proletariats nicht in den
Ausſtand zu treten.

Serbien. Ein Verfaſſungskonflikt. Das Par-
lament iſt bis zum 4. Dezember vertagt worden. Die letzte
Sitzung, in dem die Vertagung bekannt gegeben wurde, ver-
lief äußerſt ſtürmiſch. Der Miniſterpräſident Paſchitſch wurde
bedroht. Die Oppoſition beſchloß, gegen die Vertagung zu
proteſtieren.

Aſien. Hungersnot in Jndien. Aus Simla
wird gemeldet: Oberindien bleibt ohne Regen, und die Ernte
ausſichten ſind daher in den vereinigten Provinzen und im
Punjab-Diſtrikt traurig. Weizen wird an einigen Orten zu
Notſtandspreiſen und an anderen ſogar zu noch höheren Prei-
ſen verkauft.

Die politiſche Situation wird durch dieſe Hungersnot noch
mehr verſchlechtert.

Zur Revolution in Rußland.
Verhaftet wurden in Moskau die Teilnehmer an einer

Konferenz der Gewerkſchaften, die von der Polizei überrumpelt
wurde.

Die Wahlen. Nach einer Meldung der Frankf. Ztg.
gelten von 257 in 36 Gouvernements zu wählenden Abge-
ordneten gegen 100 als der Oppoſition geſichert.

lismus. Das Exekutivkomitee des italieniſchen Partelvorſt

Die Cholera. Vom 16. Juli bis zum 15. Ollpber
ſind in den verſchiedenen Orten des Reiches 8299
feſtgeſtellt worden, von denen 3995 tödlich verlaufen ſind.

Parteinachrichten.
Die italieniſche Sozialdemokratie und der Kleri

des hat allen Parteiabteilungen ein Schreiben über die a
klerikale Agitation zugehen laſſen, die ſeit mehreren Wochen
Jtalien bewegt. Dieſes Rundſchreiben iſt, wie es darin heit
„von dem Wunſche eingegeben worden, der Agitation gre
bare Ziele zu ſetzen, ihr durch Gleichzeitigkeit und Einmütigkeit
größere Bedeutung zu geben und die Partei auf die ſpez ſch
ſozialiſtiſche Form des antiklerikalen Kampfes hinzuweiſen

Was die Ziele der Agitation betrifft, ſo ſoll die antiklerikgle
Aktion der Partei folgende Forderungen aufſtellen: Sofortſge
Jnſpektion aller von Geiſtlichen und Orden geleiteten Wohltätzg
keits- und Erziehungsanſtalten; Geſetzesbeſtimmungen, die Per
ſonen, die durch das Zölibat oder durch Keuſchheitsgelübde ge
bunden ſind, die Pflege von Minderjährigen verbieten; W
ſchaffung des gegen das Geſetz von 1887 beſtehenden (fakulta
tiven) Religionsunterrichts in den Volksſchulen; Einſtellung von
Laienperſonal in allen von Staat, Provinz oder Gemeinde
hängigen Anſtalten; Anwendung des Geſetzes über die gei
lichen Orden; völlige Trennung von Staat und Kirche durch
Abſchafſung der Kultusausgaben, des Exequatur, der päpſtlichen
Garantiegeſetze uſw.

Das Rundſchreiben verbreitet ſich dann über die prinzipiellen
Unterſchiede, die den ſozialiſtiſchen Antiklerikalismüs vom bür
gerlich demokratiſchen trennen. Es ſei eine Gefahr für d
Partei, wenn die Genoſſen ſich in der antiklerikalen Agitatio
erſchöpften und dieſer durch en und radikale Mätzchen
nüg zu tun glaubten. Der Antiklerikalismus ſei allerdings keine
ſpezifiſch ſozialiſtiſche Erſcheinung, ſondern auch ein
der fortgeſchrittenen Bourgeoiſie, aber nichtsdeſtoweniger nkhme
der ſozialiſtiſche Antiklerikalismus eine Sonderſtellung ein,
weil er allein ſeine Wurzel in den Klaſſenkonflikten at. Leit
ſätze unſeres Antiklerikalismus müßten ſein: Völlige Gewjſſens
freiheit, Anerkennung der Schule und der Wiſſenſchaft
einzigen Mittel, die die Köpfe vom w Aberg 3
freien können. Daher weder Hohn n geg et
Glauben, aber Kampf gegen die, die ſich des
Mittel zur Unterjochung der Maſſen bedienen. Gegen Zijeſe
Unterjochung ſind gewiß die Proteſte nicht nutzlos, aber die
Hauptſache bleibt immer der Kampf gegen die Urſachen: die
Maſſe folgt der Kirche, weil ſie unwiſſend iſt, und i ſge
iſt ſie infolge der wirtſchaftlichen Not. Gegen dieſe ün ihre
Urſache, das kapitaliſtiſche Syſtem, muß ſich daher der Kap
richten.

Gewerbegericht Halle,
Halle, 18. Oktober.

Stadtrat Kurt h.orſitzendev: Beiſitzer: r ere e Tiſchlermeiſter Preller, rer Jo h und

Schneider Fleiſchhauer. rWer nicht hören will, e in den Beutelgreifen. So erging es dem etwas kurzſichtigen Buchbinder-
meiſter Hennig, der von ſeinem Buchbindergeſellen
Schröppel wegen kunpigungerger L verklagt 5
den war. Kläger war am 9. Oktober bei dem Meiſter in Stel
lung getreten und am 12. Oktober einfach entlaſſen worden.
Da über die Dauer des Arbeitsverhältniſſes nichts vereinb
worden war, beſtand die seſegmätzige 14tägige Kündigungsfriſt.
Der Meiſter ſagte, Lohn zahle er nicht, da der Geſelle rig
hätte leiſten können. Es wurde dem Meiſter klar gemacht, d
Unfähigkeit kein Grund zur ſofortigen Entlaſſung ſei. Be
fürchte der Meiſter, der engagierte Geſelle ſei nicht leiſtungs
fähig, ſo möge er die Kündigungsfriſt von vornherein aus
ſchließen. Das habe der Beklagte aber nicht getan. Einer
argliſtigen Täuſchung habe ſich der lege nicht h e
macht, ſomit ſei der Anſpruch auf 14 Tage Lohn begründek.
Der Vorſitzende erteilte dem Meiſter den Rat, er möge dem
Geſellen zehn Mark Entſchädigung zahlen und ihn bis Ablauf
der Kündigungsfriſt zu dem üblichen Lohn beſchäftigen. eder Meiſter u auf den Standpunkt ſtellte, er habe as ab o
lut nicht nötig, wurde er verurteilt, dem Geſellen erſt am
19. und dann am 26. Oktober je 18 Mark zu zahlen. 4

Aufgeregt benahm ſich wieder einmal der Tiſchet-
meiſter Glaw, der von dem ung Parkettfußboden
leger Gieſeler wegen eines ordlohnes ve woben war. Der Geſelle ſoll ſeine Arbeit nicht ordentli gemacht
haben; der Parkettboden ſei nicht dicht geweſen und habe Fu
gen gehabt, weshalb Leiſten eingefügt worden wären, me
Beklagter, und das ginge nicht. Ein Zeuge ſagte draſtiſch,
wenn er ſich eine neue Hoſe kaufe, dann wolle er eine ganze
aber keine geflickte haben. Es wurde aber dargelegt, daß das
Legen von Parkett eine Spezialarbeit iſt, die nicht von jedem
Tiſchler gemacht werden könne. Beklagter erklärte ſich ſchließ-
lich bereit, dem Beklagten vier Mark zu zahlen. Als dem
Herrn Glaw geſagt wurde, daß für die Zahlung der vier
Mark nicht bloß er ſondern auch die Jnhaberin ſeines
ſchäftes, ſeine Gattin Anna Glaw, hafte, bemerkte er ärgerlich,
ſein Geſchäft ſei keine Schiebekiſte.

Ebenfalls einen Vergleich ſchloſſen der Tpfer
Schmidt und die Firma Hippert K Rothe. 3
verlange, wie wir aus der vorigen Verhandlung berichten.
einen Betrag von 12,90 Mk., da er keine Ziegel und

bt habe. Weiter ſoll eine Leiterur Weiterarbeit gehabthaben Man einigte ſich auf 6 Mk. Dann wurde die irma
verur eilt, den Kläger Lohn für vier Stunden in Höhe von
2,40 Mk. zu zahten. Der Kläger zahlt aber vier Fünftel un
die Firma ein Fünftel der Gerichtskoſten.

Weitere Vergleiche. Der Malermeiſter Salzer
zahlt dem Maler Ritter 5 Mk. Theaterdirektor Wol-
ler zahlt n e H F mpe c Mk. b rStein klagt von r Firma Cäſar orenzMark ein und erhält 3 Mk. Das Mädchen iſt vor Ablauf der

Kündigungsfr.ſt entlaſſen worden. 5Vettagt wyrge Wer eine v m Arbeiter gegen ebuwger enbahnazBauge-ſellſch a t. Die Kläger haben in Schwerz bei der Geſell
ſchaft gearbeitet und wollen den ihnen zuſtehenden Lohn nicht

erhalten haben.

Verantwortlicher Redakteur: Walter Leopoldt in Halle.
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Bargstrasse 37.
e

Dienstag von abends 8 Ahr an

gr. Operetten Abend,
ausgeführt von der Engeolmann'sohen Kapelle

S Programm 10 Pfg.Es ſadet freundlichſt ein J
O De Ca v

Burgstrasse 27. Direktion: Hofrat M. Richards.
J Mittwoch, den 23. Oktober Fier7te den 22. Oktober

Von früh 9 Uhr an: Ansſtattung.
7 Wo ZUVTTIIETIIDS52 W viverſe Wurt und Suppe.

Es ladet freundlichſt ein Die Verwaltung Wonantig Oper in 3 Akten

Cemelnschaftllche Ortz. Krankenhagge. un d ndenesAnf. 7 Uhr. Ende nach Uhr.

Dienstag den e an 8 r Mittwoqh den 23. Oktober
38. Ab.- Vorſtellung. 2. Viertel.General Versamml un Umtauſchkarten gültig.Etwaige Anträge ſind gemäß g 52 d. Statuts ſchriftl. bis g; Vov. er. CZur Une Ammermann

abds. 6 u unterzeich. n 17 Komiſche Her r 3 A1 tober er Vorſtan von Albert LortzinHersehurg, Paul Thiole, Vorſitender. e

Tee AApol Gustav Poller.

e noch kurze Zeit!Die diesjährigen weitperühmteh Vertreterwahlenfinden aus 27 Perſonen beſtehende
a) für die Kaſſenmitglieder: Montag den 28. Oktober 1907

abends von 8 Uhr asß im Saale des Neumannſchen Reſtau
rants, Gartenſtraße 45,

v) für die Arbeitgeber: Dienstag den 29. Oktober 1907 abends Truppe in ihren großartigenvon 8 bis 9 Uhr im Stadtgarten, Schützenſtr 21, ſtatt. itariſchen Spielen

d dere ad erte t hie gen r
i Herren Arbeitgeber ein e Wahl erfolgt auf zwei Jahreiſt geheim und hat durch Stimmzettel zu crfigen, 7 Silvare 7

Es haben zu wählen:

a) die Kaſfſenmitglieder: 2 8in Gruppe I (alle im Hoch- und Tiefbau beſchäftigten männ- ſie Aaogetteudochreit
lichen Kaſſenmitglieder) 30 Vertreter. Wahlzeits --9Uhr,

in Gruppe II (die in Fuhrgeſchäften aller Art, in Speditions gr. Ballettvantomime
und um en Geſchäften, ſewe im Handels i. 3 Bild. v. Grecoo Pogololes
gewerbe beſch r männlichen Zaſſenmitalieder)
14 Vertreter. Wahlzeit von 9--9 Uin Gruppe III (die ſonſtigen männlichen gaſſe enmitglieder, ſo

weit ſie nicht unter Gruppe I und II fallen) 15 Ver-

und das übrige
Attraktivns- Programm.
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5 77 Qualitüten

empfiehlt bii
Nin Schrader

Leipzigerstr. 17, eine Treppe.

n „Vo S Swet ſnecter ſae
37. Ab. Verſtellung. 1. Viertel.

Umtauſchkarten ungültig.

Zum 5. Male

W Mit neuer ſzenifcher Standesamtliche Rachrichten.

HalleSüd, r Deine
Aufgeboten:

mann undund r n. auf
(Streiberſtraße 25 und Linden-
ſtraße 784a).

Facherer Schneider

und Anna Mann (Schulſtr. 9).e hloſſer Geißler und Minna
(Teuchern).
und Selma KonradWein Trebnitz).

eſchließtiſchler a und Martha Her
nickel (Bruckdorferſiraße 6).beiter Freudenthal und Rauts
Schwarz Schülershof 1
Gerberſtraße 8). Tiſchler Kochan
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Bezirkstag für den KRegierungsbezirk

Merseburg.
Halle, den 21. Oktober.

Geſtern e 11/2 Uhr traten im Nebenſaale des Volks
parkes die Vertreter des Bezirks zu ernſter Beratung zuſammen.
Der Vorſitzende der Agitationskommiſſion, Genoſſe Reiwand,
eröffnet den Bezirkstag mit herzlichen Begrüßungsworten und

derr e zur e Mitarbeit willkommen.
e en er im abgelaufenen Jahre verſtorbenenGenoſſen Auer, Motteler, St en w.

ſammelten erheben ſich zu Ehren der Verſtorbenen von den
Plätzen. Einen ſchweren Schlag habe man der Partei mit der
Verurteilung des Genoſſen Liebknecht zu verſetzen geglaubt.
Auch das wird der Partei an ihrem Vorwärtsdringen nicht
hinderlich ſein trotzdem und alledem wird ſie ihrem Ziel
kräftig zu ſteuern. (Beifall.) Zur Leitung der Geſchäfte wur
den die Genoſſen Reiwand, Chriſtange (Eisleben) und Schellen
beck gewählt. Nach der Praäſenzliſte ſind folgende Genoſſen
anweſend

Von der Agitationskommiſſion: Reiwand, Schmidt,
Schellenbeck, Sanow, Mehlgarten, Leopoldt, Dreſcher.
Preßkommiſſion: Koch, Krüger, Mehlgarten. Redaktion
des Volksblattes: Thiele, Leopoldt und Ebeling. Berlag:
Groß. Delegierte für Halle Saalkreis: Thiele, Gerig,
Schnelle, Schneider, Jänicke, Oertel. Zeitz
Weißenfels: Leopoldt, Burgau, Böttcher, Lindig,
Kämpfe, Junghans. Delitzſch Bitterfeld: Bieder-
mann, Hecht, JIlgen, Brackmann. Sangerhauſen
Eckartsberga: Hoff, Kintſcher, Albrecht, Pöhlert,
Abendrot. Wittenberg Schweinitz: Kiehle, Bode,
Fritzſch, Matthies, Koßbau. Merſeburg Querfurt
Müller, Ballſtädt, Voigt, Leudolph, Bretſchneider.
Mansfelder Kreiſe: Chriſtange, Beyer, Geißler, Peter-
ſohn, Stelzer. Torgau Liebenwerda: Winkler,
Rügner, Wendel, Schöne, Raſtig. Außerdem
wohnten eine Anzahl Gäſte den Verhandlungen bei.

Den Bericht des Agitationskomitees gab Genoſſe Rei-
wand: Die Tätigkeit der Kommiſſion wurde beeinträchtigt
und erhöht durch die Auflöſung des Reichstags und die darauf
folgende Wahl. Einige Kreiſe erklärten, was erfreulich war,
die Koſten für die Reichstagswahl ſelbſt tragen zu können. DieGewerkſchaften leiſteten nicht unbeträchtliche Zuſchifſe und die

Opferwilligkeit hat ſich erhöht. Ueber den Ausfall der Wahl
noch viel zu reden erübrigt ſich. Die Agitationszeit zwiſchen
Hanptwahl und Stichwahl war ſehr kurz, ſodaß eine ergiebige
Agitation nicht mehr entfaltet werden konnte. Wenn auch zu
Wahlproteſt Material genügend vorhanden war, ſo habe man
es doch unterlaſſen, Wahlproteſte einzulegen, da man von vorn
herein ſah, wie ſich der Blockreichstag zu den Proteſten ſtellen

edenvon Bebel und Fiſcher über die Wahlagitation des Blocks ver
würde. Nach der Wahl habe man die Broſchüre mit den

breitet und man hätte noch mehr
vorhanden geweſen wären.Die Maier at in unſerem Bezirk in dieſem Jahre er
freuliche Fortſchritte gemacht. Den internationalen Kongreß
habe man deshalb nur mit einem Delegierten beſchickt, weil
man glaubte, Mittel ſparen zu müſſen. Dem Bezirk habe
allerdings das Recht zugeſtanden, dieſen Kongreß mit drei Dele
gierten zu beſchicken. Bei der Agitation, beſonders im Eis
lebener Kreiſe, die Gegner die häßlichſten Mittel angewandt, um die Agitation zu lähmen. Es wurden den Genoſſe

die Wohnungen gekündigt, um die Agitatoren zu e
F

getan, wenn noch mehr Mittel

Jedoch erweiſen ſich ſolche Streiche für gewöhnlich als ein Teil
von jener Kraft, die das Böſe will und das Gute ſchafft. Fürdie Ja end und im Kampfe gegen den größten Feind aller

Kulturbeſtrebungen, den Militarismus, müſſe mehr getan wer-
den, denn wer die Jugend gewinnt, dem gehört die Zukunft.
Bei dem Kampf gegen den Militarismus werde der Staat
an einer ſehr empfindlichen Stelle getroffen, das beweiſe in
erſter Linie der Prozeß gegen den Genoſſen Liebknecht. Bei
allen Wahlen muß künftig eine umfaſſendere Tätigkeit entfaltet
werden. Wenn die Kommiſſion nicht allen Anſprüchen genügen
konnte, ſo habe ſie ſich mit den Mitteln nach der Decke ſtrecken
müſſen. Die Kommiſſion befinde ſich bei ihrer Tätigkeit in der
Vorwärtsbewegung und die Genoſſen mögen bei der Kritik ob
jektiv urteilen. (Beifall.)

ierauf gibt der Bezirkskaſſierer Genoſſe Schmidt denKaſſenbericht. Er begiſſert ſich in Einnahme mit 21 202 Mk.,

Ausgabe 21 063 Mk., bleibt ein Kaſſenbeſtand von 138.52 Mk.
Schmidt moniert, daß Sangerhauſen und Wittenberg mit ihren
Leiſtungen hintenan J

Der Bezirksſekretär Genoſſe Dreſcher verweiſt auf den gedruckt vorliegenden Bericht hin und meint, er könne ſich des

halb ſehr kurz faſſen. Durch den gedruckt vorliegenden Bericht
werde für die Agitation ein klares, überſichtliches Bild ge-
ſchaffen, nach dem man Vergleiche anſtellen könne und ſehen
werde, wo es fehle. Mit der Beantwortung der den Genoſſen
vorgelegten Fragen müſſe ſeitens der Parteifunktionäre gewiſſen
hafter verfahren werden. Das Verſammlungsweſen und
Organiſationsleben muß im Bezirke mehr gehoben werden.
Man muß regelmäßig zuſammen kommen. Die Entſchuldigung,
man habe kein Lokal, muß wegfallen. Man braucht zu Ver-
ſammlungen nicht immer einen großen Saal oder ein Arbeiter
kaſino. Wo man keinen Saal hat, da benutze man die
Wohnungen. Fürchte man nicht immer die Schikanierungen
der Polizei. Das Kammergericht hat jüngſt entſchieden, iſt
eine Wohnung tauglich, alſo bewohnbar, dann muß ſie auch
u einer Verſammlung tauglich ſein. Natürlich dürfe man die

nicht überfüllen. Finden 40 Perſonen in einer
Wohnung keinen Platz, dann rede der Referent S vor
20 Perſonen. Manche Genoſſen zahlen nur ihre Beiträge und
leben ſonſt in purer geiſtiger Wildnis dahin. Eine rege Partei
tätigkeit könne nur dort entfaltet werden, wo eine rege Vereins-
tätigkeit beſteht.

Auf Antrag des Genoſſen Bied ermann Delitzſch wird
von den Berichten der Kreisvertrauensleute Abſtand genommen.
Darauf wurde in die Diskuſſion über die Berichte eingetreten.

LeopoldtZeitz: Wenn das Vorortskomitee gleich nach der
Hauptwahl zu einer Beratung zuſammengetreten ware, ſo
hätten bei den Stichwahlen beſſere Erfolge erzielt werden
können. Für die Zukunft möge man ſich danach richten. Mit
dem Mangel an Finanzen möge man nicht alles entſchuldigen.
Die vierteljährlichen Fragebogen werden ſpäter beſſer beant
wortet werden, wenn ſich dieſe Neueinrichtung mehr eingebürgert

Die Ver

hat. Dem Bezirksſekretär müſſen größere Funktionen ein
geräumt werden. Er muß unbehindert an Preßkommiſſions
ſitzungen e. teilnehmen können. Was die Jugendorganiſationen
anbetrifft, ſo werden jetzt Verſammlungen ſtattfinden, die die
ſelben fördern ſollen.

Müller-Schkeuditz: Die Frage der Jugendorganiſation iſt
in den ländlichen Bezirken noch nicht ſo ganz ſpruchreif. Jeder
Genoſſe kann nicht populär genug für die Jugend ſprechen.
Wir haben zunächſt damit zu tun, die gewonnenen Mitglieder
zu Genoſſen zu erziehen.

Kiehle und Fritſch Wittenberg bemängeln den Kaſſen
bericht, indem hätte geſagt werden müſſen, daß die Genoſſen in
Wittenberg das Geld, das ſie hätten an die Bezirkskaſſe ab
liefern müſſen, für Prozeßkoſten verbraucht haben.

Brettſchneider Großlehna ſpricht aus, Theorie und
Praxis harmonieren nicht immer miteinander. Die Fragebogen
werden künftig beſſer ansgefüllt werden. Redner ſtellt die
Frage, ob es nicht möglich ſei, für die befähigteren Genoſſen
der verſchiedenen Kreiſe vielleicht Bildungskurſe zu errichten.
Die Agitation und Organiſation würde beſſer beſtellt ſein,
wenn die Genoſſen mehr Zeit hätten. Die Kreisberichte uſw.
möge man zu einer Broſchüre zuſammenſtellen.

Burgau-Aue gibt Dreſcher Recht, im Punkte der Ver
ſammlungen in Wohnungen uſw. könne mehr geſchehen. Eine
kleine Anſprache genüge zuweilen, um die Genoſſen zur Dis
kuſſion anzuregen. Kurze Vorträge mit Diskuſſionen ſind
fruchtbar. Eine Pflege der Statiſtik, die von Dreſcher ein
geführt worden iſt, erſcheint notwendig, denn die Statiſtik iſt
gewiſſermaßen der Thermometer der Bewegung. Redner plä-
diert lebhaft für die Anlegung von Tagebüchern für die leiten-
den Genoſſen und für die Einführung von Wochenbeiträgen.

Thiele-Halle: Unſere Bezirksorganiſation iſt im Werden
begriffen. So unvollkommen noch alles erſcheint, ſo groß ſind
aber auch heute die Fortſchritte. Blicken Sie zurück auf unſere
früheren Bezirkstage; der Entwickelungsprozeß war eine Not
wendigkeit. Auch ich begrüße, wie andere Genoſſen daß
Dreſcher es verſtanden hat, das Agitationsgebiet ſo ſchnell
kennen zu lernen, Material zuſammen zu tragen und es zu
verwerten. Der Beantwortung der Vierteljahrs-Fragebogen iſt
hohe Bedeutung beizulegen, desgleichen der Anlegung von
Tagebüchern mit Notizen über die Parteiarbeit. Die Pflege
der Jugendorganiſationen erſcheint dort am dringendſten, wo
bereits gegneriſche Jugendorganiſationen beſtehen. Die Urteile
des Naumburger Landgerichts über die Berechtigung jedermanns
zum Aufenthalt in den Wahllokalen müſſen in Maſſen ver
breitet werden.

Betreffs der Stellvertretung der Kreisleiter in den Sitzungen
der Agitationskommiſſion meine ich, dieſe Stellvertretung müſſe
geſſs ſein, denn es handelt ſich nicht um ein perſönliches

echt ſondern um Vertretung des Kreiſes, und da der Kreis
leiter enge Fühlung mit den Genoſſen im Kreisvorſtande zu
halten hat, iſt der etwaige Vertreter genügend untexrichtet,um jeder Sitzung beiwohnen zu können. Die Shitrags:
erhöhung auf 10 Pfg. wöchentlich darf nur eingeführt werden,
wenn die Mehrheit der organiſierten Genoſſen dafür gewonnen
iſt, ſonſt werden innere Widerſtände und Mißmut geſchaffen,
alſo das Gegenteil deſſen, was erreicht werden ſoll. Daß
der Bezirksſekretär den Sitzungen der Preßkommiſſion mit
vollem Stimmrecht beiwohnen kann, halte ich für richtig. Jch
werde nach dieſer Richtung in meinem Referate noch andere
Anregungen geben müſſen. Für den Bezirksſekretär und die
Agitationskommiſſion beantrage ich Entlaſtung.

Es geht folgender Antrag ein:
1. Das Agitattionskomitee beſteht aus 13 Perſonen und

war aus den acht Kreisvorſitzenden, einem Mitgliede der
einem Mitgliede der Redaktion und drei

von der Halleſchen Organiſation zu wählenden Genoſſen.
Das Vorortskomitee beſteht aus den ſechs Genoſſen aus
Halle. Etwa im Bezirke angeſtellte Sekretäre haben bei den
Sitzungen des Geſamtkomitees beratende Stimme. Der
Bezirksſekretär hat zu allen im Bezirk ſtattfindenden wichti
gen Sitzungen, auch zu denen der Preßkommiſſion, Teil
nahme und beratende Stimme.

2. Die Broſchüre über den Bericht des Bezirksſekretärs
ſoll auch die Verhandlungen über den Bezirkstag enthalten.

A. Leopoldt.
Jänicke Nietleben Die Herausgabe einer Broſchüre mit

den Berichten des Bezirksleiters und des Agitationskommitees
empfehle ſich alljährlich. Ein einheitlicher Wochenbeitrag er
ſcheint notwendig. Maßregelungen von Genoſſen an Ortenmit ſcharfen Verſolguagen müſſe mit aller Entſchiedenheit ent

gegengetreten werden.
Biedermann-Delitzſch: Wir ſind für einen Monats

beitrag von 30 Pfg. eingetreten. Schmidt hat ſeinen Bericht
diesmal beſſer abgefaßt als früher. Den Bildungsbeſtrebungen
der Genoſſen an leitender Stelle muß mehr Vorſchub geleiſtet
werden. Wenn man glaubt, die Wahlvorſteher werde man
durch Broſchüren, in denen ihre Ungerechtigkeiten bei Wahl-
akten feſt werden, abſchrecken, ſo irre man ſich. (Darauf
trat die Mittagspauſe ein.)

Nachmittagsſitzung.
Die Diskuſſion über den Kommiſſionsbericht wird fortgeſetzt.
Chriſtange-Eisleben: Wir haben diesmal 15 Strafen

im Kreiſe zu verzeichnen. Dieſelben zeichnen ſich durch ihre
Kurioſttät aus. Auch unſere Gendarmen ſind bei den Veran-
ſtaltungen der Arbeiter äußerſt tätig. Jn. Punkte Jugend-
organiſation war bei uns nichts zu tun, dagegen ſchreitet
Frauenbewegung und Bildungswefen vorwärts. Jm nächſten
Kalender ſoll mehr Gewicht auf Veröffentlichung vdon kraſſen
Urteilen gelegt werden. Zur Stärkung der Bezirkskaſſe bean
trage ich von jetzt an 80 Pfg. pro Perſon und Jahr zu ent
richten.

Hoff Sangerhauſen wendet ſich gegen die Bemerkungen
Schmidts. Er entſchuldigt die Nichtzahlung mit den mißlichen
Verhältniſſen in ſeinem Kreiſe. Die Agitation koſtet im Kreiſe
ungeheuer viel Geld. Wir würden, wenn wir es könnten, gern
zahlen.

Schöne Elſterwerda: Jm Kreiſe TorgauLiebenwerda
müſſen wir erſt die erwachſenen Arbeiter heranbilden. Das
Lauchhammerwerk bereitet uns da ſchon viel Schwierigkeiten.
Zu den Frauenverſammlungen müſſen Frauen als Referentin-
nen herangezogen werden. Es muß zuerſt ein Stamm geſchaf-
fen werden, der dann für weiteres ſorgen muß. Wir haben ver
ſucht, namhafte Referenten zu erhalten, dies iſt uns nicht ge-
lungen. Dies muß in Zukunft geändert werden. Finanziell
ſind wir leider nicht ſo kräftig, wie die induſtriellen Kreiſe.

Uns fehlt der beſte Agitator: die Polizeil Unſere Bewegung
iſt gut, aber leider oberflächlich.

Schmidt Halle: Jch habe doch nichts anderes tun können,
als ich getan habe. Auch habe ich, um Hoff zu antworten, ſchon
vor 20 Jahren viel in den Kreiſen gearbeitet.
Reiwand: Daß eine Geſamtſitzung der Kommiſſion zwi
ſchen Haupt und Stichwahl nicht ſtattfand, beruht auch darauf,
daß die Kreisleitungen keinen Bericht über den Ausfall der
Wahl einſandten. Bei Stichwahlen ſollen ſich die Kreisleittm
gen, wenn ſich Kompromiſſe nötig machen, an das Komitee wen-
den. Jch bitte, den Antrag Chriſtange, auf Abführung von 30
Pfennig pro Jahr und Kopf anzunehmen, da wir unbedingt
mehr Mittel in die Hand bekommen müſſen. Der Wünſche
werden täglich mehr, aber Geld beſitzen wir faſt nicht. Wenn
Halle nicht mit den 1100 Mk. eingeſprungen wäre, ſo hätte die
Agitation vollkommen lahmgelegen. Auf die Einführung von
Monatsbeiträgen hat die Haltung des Halleſchen und des Zeitzer
Kreiſes Einfluß gehabt. Hätte man dort beſſer und richtiger
agitiert, dann wäre ein anderes Reſultat herausgekommen
Wir müſſen ſorgen, daß die Kinder der Arbeiter ſo bald als
möglich unſeren Organiſationen zugeführt werden. Jch em
pfehle, dafür einzutreten, daß möglichſt Lehrer für unſre Jugend
angeſtellt werden und die Kinder durch Unterhaltung, Vorträge
uſw. an uns gefeſſelt werden. Wir müſſen dieſe Verſuche
machen, wenn wir die Jugend für uns haben wollen. Bei der
letzten Wahl haben unſere Gegner ſehr gut gearbeitet, ſie hatten
auch die nötigen Gelder. Jhre bezahlten Kräfte haben ſehr
tüchtiges geleiſtet. Wir müſſen uns an ihnen ein Beiſpiel
nehmen. Je mehr Gelder, deſto beſſere Agitation!

Leopoldt-Zeitz: Dem Komitee ſcheint der Appetit mit dem
Eſſen zu kommen. Der Antrag auf 30 Pfg. Leiſtung iſt nicht
angebracht, er muß mindeſtens erſt den einzelnen Kreiſen vor
gelegt werden. Die beſſer geſtellten Kreiſe werden, wenn der
Antrag hier angenommen wird, wahrſcheinlich von den Extra-
leiſtungen abſehen, der Antrag iſt den Kreiſen zur Beratung zu
überweiſen. Die Zuſammenkunft der Geſamtkommiſſion mußte
ſofort ſtattfinden, auch wenn die Reſultate noch nicht einge-
troffen waren.

Dreſcher: Der Antrag Leopoldt bedingt eine Aenderung
des Bezirksſtatuts, denn bisher hieß es, daß die auswärtigen
Kommiſſionsmitglieder auf dem Bezirkstage gewählt werden
ſollten. (Dieſer Beſchluß iſt nie durchgeführt worden.) Der
Antrag Chriſtange iſt nur zu begrüßen, denn wir müſſen mehr
Mittel haben, wenn wir mehr arbeiten ſollen. Die Ausführun-
gen Bretſchneiders über Bildungsweſen und die Burgaus über
Tagebücher bitte ich dem Komitee als Anregungen zu über-
weiſen. Zu dem Antrag Leopoldt wünſche ich noch hinzugefügt,
daß der Sekretär auch zu den ſonſtigen Tagungen der Partei
zu entſenden iſt. Wollen Sie einen ganzen Mann auf dieſem
Poſten, dann geben Sie ihm Gelegenbeit, ſich weiter fortzubil-
den und in die Geſchäfte der Partei einzuweihen!

Müller-Schkeuditz: Jch habe den Auftrag, die Aufhebung
eines früheren W es zu beantragen, der gegen
den Kolporkeuür Gen. Berndt Merſeburg gerichtet iſt. Berndt
bezieht ſeine Sachen aus anderen Quellen, deshalb iſt eine
Sperre gegen ihn überflüſſig.

Leopoldt- Zeitz beantragt zu ſeinem Antrag 1 den Zu
ſatz: „Ebenſo wird er zu den Parteitagen der preußiſchen und
deutſchen Partei delegiert. Das Mandat ſtellt der Halleſche
Kreis aus, die Koſten trägt der Bezirk.“

Thiele wendet ſich gegen die 30 Pfg. Leiſtung. So Hals
über Kopf läßt ſich ein ſolcher Antrag nicht behandeln. Der
Antrag Leopoldt iſt nur zu unterſtützen. Unangenehm berührt
hat es mich, daß der Vorſitzende der Kommiſſion ſich auf dem
Halleſchen Kreistag gegen Dreſchers Delegation gewandt hat,
während er in der Geſamtſitzung nichts moniert hat.

Reiwand bemerkt, daß er von jeher den Standpunkt ver
treten habe, daß die Perteitage durch Delegierte, nicht aber
durch Angeſtellte zu beſchicken ſeien. Wir wollen keine Beamten
tagungen. Schmidt wendet ſich gegen den Antrag Müller
Schkeuditz, während Dreſcher den Antrag befürwortet. Groß
will die Expeditionsfrage durch die einzelnen Orte geregelt
wiſſen. Brackmann tritt für Aufhebung des früheren Be
ſchluſſes ein und befürwortet die Delegation Dreſchers zu den
Parteitagen. Ferner ſpricht er über die Genoſſenſchaftsverg
hältniſſe in ſeinem Orte.

Ein Schlußantrag wird angenommen. Der Antrag 1 des
Gen. Leopoldt fand einſtimmig, der Zuſatzantrag mit 27 gegen
11 Stimmen Annahme. Die Herausgabe der Broſchüte
(Antrag 2) wird beſchloſſen. Der Antrag Chriſtange (80 Pfg.
Leiſtung) wird vorläufig abgelehnt und den eingz
Kreiſen zur Begutachtung überwieſen. Der Antrag be
Berndt Merſeburg wird ebenfalls angenommen.Schluß folgt

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 21. Oktober 1007.

Das amtliche Ergebnis der Gewerbegerichtswahlen
iſt am Sonnabend abend ermittelt worden. Bei Wahl den
Arbeiter beiſitzer wurden abgegeben

für die Kartell-Liſte 4524 Stimmen,

Das ergibt für die erſtere 67 860 Punkte, für die lebtere
9135 Punkte, zuſammen 76 995 Punkte. Nach dem die
Gewerbegerichtswahlen gültigen Statut über die
teilung waren die 76 995 durch 15 (Zahl der zu wählenden
Beiſitzer) zu teilen und mit dem Quotienten (5133) in die
beiden Produkte 67 860 und 9135 zu dividieren. Das hätte
ergeben für die Kar ell-Liſte .13 Beiſier mit einem Reſt von
1131, für die Hirſche einen Beiſitzer mit einem Reſt von 4002.
Dem größeren Reſte müßte das übriggebliebene Mandat zu.
fallen, ſo daß die Hirſche zwei Mandate erhielten. Nun iſt
aber am Sonnabend nicht das für die Gewerbegerichte ſon
dern das für die Kaufmann s e gültige Verteilungs
ſchema zur Anwendung gelangt. Darnach müßte die Geſamb-
ſumme der 76 995 Punkte durch 16 ſtatt durch 15 geteilt wer
den, woraus ſich der Quotient 4813 ergab, der dann als
Diviſor in die 67860 vie rzehn Mandate für die Kartell
Liſte und als Dipiſor in die 9135 nur e in Mandat für die
Hirſche ergab.

Dieſe Rechnung war nach dem vorgelegten Schema
aber dieſes Scheing war eben für die Gewerbegeri
nicht anwendbar. Obwohl wir überzeugt ſind, daß kein Hirſch
hinter den für ſie nachteiligen Jrrtum gekommen wäre
wir im Intereſſe des Rechts auf den Sachverhalt hinweiſn.
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Die Hirſche haben alſo Anſpruch auf zwei Mandate nur
auf eins. Vielleicht nehmen die Herren daraus wieder Anlaß,
zu behaupten, wir ſuchten ſie „mit allen Mit'eln zu verdrän
gen“. Ein boshafter Zufall will es, daß der eine, welcher
von der Hirſch. Liſte als gewählt proklamiert iſt, gar kein
Hirſch ſondern ein waſchechter Gelber iſt. Das macht zwar
neuerdings keinen großen Unterſchied mehr aus; doch iſt's
immerhin eine bittere Pille, daß die Hirſche ganz leer aus
gehen und die Kalner, die ihnen nur als Hilfstruppe dienen
ſollen, das einzige Mandat wegſchleppen.

Gewählt ſierd nach dem amtlichen Ergebniſſe von der Kar
tell- Liſte Tiſcher Otlo Enke, Maler Guſt. Heyn, Töpfer
Ernſt Stark, Matkthelfer Paul Meuſch, Maurer Herm.
Voigt, Dreher Willi Schmidt, Glaſer Adolf Käſt
ner, Schriftſetzer Franz Günther, Maſchiniſt Karl M a v
tin, Geſchirr ührer Ernſt Enke, Maurer Otto Röber,
Markthe fer Wilh. Kreßmann, Schuhmached Auguſt
Göbel und Kernmacher Rich. Krökel.

Bei den Arbeitgebern ſind von der ſozialdemokrati-
ſchen Liſte gewählt die Genoſſen Tiſchlermeiſter Karl Rei
wand und Geſchäftsführer Alfred Jähnig.

Die erſte Serie Maiprozeſſe.
Am Sonnabend waren 13 Genoſſen vor dem Schöffengericht

wegen Teilnahme an der Maifeier angeklagt. Sie ſollen an
einem „ohne Genehmigung der Polizei veranſtalteten öffent-
lichen Aufzuge teilgenommen“, den „Verkehr geſtört“ und die
öffentliche Aufmerkſamkeit erregt“ haben. Die Beſchuldigten,
von denen nur einer erſchienen war zwei hatten keine Ver
tretervollmacht erteilt und wurde ihr Einſpruch kurzer Hand
verworfen hotten Strafmandate über 6 Mk. erhalten und
wurden vertreten vom Rechtsanwalt Dr. Dittenberger. Der
Genoſſe, der erſchienen war, ſagte, er habe an dem Aufzuge
nicht teilgenommen. Am betreffenden Morgen ſei ſeine Frau
niedergekommen und da habe er etwas von der Apotheke ge-
holt. Als er ſich die Maifeiernden auf dem Markte angeſchaut
habe, ſei ein Kommiſſar gekommen, habe zu einem Poliziſten
geſagt: „Nehmen Sie mal den kleinen Dicken mit“, und dann
habe man ihn mit auf die Wache genommen, obwohl er ſagte,ſeine Frau warte. Auf den Einwurf des Ametsrichters, er

ſiſtierende Beamte habe geſagt, der Angeklagte habe einen roten
Schlips umgehabt, entgegnete der Angeklagte, ſein Schlips ſei
auch ſchwarz geweſen. Ein Beſchuldigter hatte zu Protokoll
erklärt, er habe ſchwere Zahnſchmerzen gehabt und ſei auf dem
Wege nach dem Arzt in die Menſchenmenge hineingeraten.

Von den vielen Polizeibeamten, die als Zeugen geladen
waren, eröffnete Herr v. Doſſow den Reigen: d den letzten
Jahren hätten zum 1. Mai immer Umzüge ſtattgefunden. Auch
in dieſem Jahre habe der ſozialdemokratiſche Vertrauensmann
die beſtimmte Zuſicherung gegeben, daß Ausſchreitungen nicht
vorkommen würden. Mit Rückſicht auf den damaligen Maurer
ſtreik, der bittere Formen angenommen hätte, ſei eine Warnung
angebracht geweſen. Zeuge trägt das Programm nach dem
Volksblatt vor und übergibt auch dem Gericht eine Nummer,
in der von Demonſtration und Umzug etwas ſteht. Schon bei
dem Einmarſch „der Leute“ nach dem Bellevue zur Verſamm-
lung habe offenbar die Abſicht vorgelegen, zu einer beſtimmtenZeit auf dem Markt zuſammenzutreffen. VSewehl etwa 3000

Verſonen über den Markt zogen, ſei man nicht eingeſchritten.
Die Polizei hätte noch weitere Ueberraſchungen erwarten müſſen.
Bei dem Weggange der Verſammlungsteilnehmer vom Bellevue
habe die Polizei „angeordnet“, Gruppen von 8 bis 10 Per
ſonen heraus zulaſſen. Als etwa 200 Teilnehmer herausgelaſſen
waren, entſtanden aber ſchon Stockungen. Etwa 30 Poliziſten
ſeien „zur Aufrechterhaltung des Verkehrs“ (1) tätig geweſen.
An der Marktecke ſei jeder Verkehr abſolut unmöglich geweſen.
Selbſtverſtändlich habe der Zug Aufſehen erregt alle Merk
male eines öffentlichen Aufzuges wären erfüllt geweſen, und
der Typus der Zugteilnehmer ſeien feiernde Arbeiter in Feſtkleidung geweſen. Deuge v. Doſſow ſagt, er ſei bei der Feſt

nahme beſonders vorſichtig zu Werke gegangen, da er den
übrigen Beamten als Vorbild diente. Ob er bei der Anord
nung Lackſtiefel trug, kam in der Verhandlung nicht zur Sprache.Einige Poliziſten legten Hauptgewicht ren zu bekunden, daß

die Angeklagten rote Schlipſe, rote Nelken oder rote
Tulpen getragen hätten.

Der Amtsanwalt war der Anſicht, daß die Polizei bei der
Maifeier mit großer Umſicht zu Werke gegangen ſei. Die
Demonſtration ſei erwieſen, und alle Merkmale des öffentlichen
Aufzuges erfüllt. Die ſozialdemokratiſchen Abzeichen, Arbeiter
in Sonntagskleidern, das alles ſei typiſch. Die Strafe ſei auf
je 10 Mk. zu erhöhen.

Der Verteidiger Rechtsanwalt Dittenberger meinte, die
Polizei könne wohl die Anſicht gehabt haben es gehe ein
öffentlicher Aufzug vor ſich, juriſtiſch könne aber der harmloſe
Spaziergang nicht als Aufzug definiert werder; denn es
ſtehe nicht feſt, daß ſich eine Menſchenmenge zueinem beſtimmten Zwecke und Ziele vereint habe
Rote Blumen und rote Schlipſe ſind keine Qualifikationen des
öffentlichen Aufzuges, und aus Sonntagskleidern könne man
auch keine demonſtrative Abſicht herleiten. Daß ein ſtreikender
Maurer ſeinen Sonntagsanzug anziehe, ſei wohl ſehr erklär-
lich. Die Beſchuldigten ſind freizuſprechen.

Das Gericht verwarf den Einſpruch der Angeklagten und
beſtätigte die nach den Strafmandaten feſtgelegten Strafen von
ſechs Mark. Die Merkmale des öffentlichen Aufzuges wären
vorhanden, hieß es in der Urteilsbegründung; eine große
Menſchenmenge hätte ſich zuſammengetän, um der Allgemein-
heit gegenüber ihre Entſchloſſenheit und Stärke zum Ausdruck
zu bringen. Der Zug habe die Aufmerkſamkeit erregt, und
der Verkehr ſei geſtört geweſen.

Für die Schankkonzeſſionsſtener
hat ſich eine Verſammlung des Vereins gegen Mißbrauch ſpiri
tuöſer Getränke ausgeſprochen. Eine zur Annahme gelangte
Reſolution ſpricht den Wunſch aus, es möge mit der Kon
zeſſionsſteuer zugleich die Bedürfnisfrage verbunden
und die Genehmigung der Steuer von Bejahung der Bedürf-
nisfrage abhängig gemacht werden.

Es war zu erwarten, daß die Frage der Konzeſſionsſteuer
dieſe Wendung nehmen würde, und es iſt zu begreifen, daß
die in der Verſammlung anweſenden Gaſtwirte ſich nicht gegen
die Reſolution gewendet haben. Deren Befolgung würde ihnen
ein doppeltes Geſchenk bringen. Denn erſtens würde die Be
jahung der Bedürfnisfrage den Verkaufswert der vorhandenen
Reſtaurationen erhöhen und zweitens würde die Konzeſſions-
ſteuer in Verbindung mit der verminderten Konkurrenz dahin
wirken, daß Speiſen und Getränke auch in ſolchen Reſtauratio-
nen verteuert werden, für die noch keine Konzeſſionsſteuer be
zahlt zu werden brauchte. Dieſes doppelte Geſchenk können ſich
die Herren um ſo eher gefallen laſſen, als es andere Leute ſind,
die ihnen die Kaſtanien aus dem Feuer holen wollen.

Dieſen eigennützigen Beweggründen gegenüber iſt ſtreng an
dem Grundſatze feſtzuhalten, daß weder die Bedürfnisfrage
noch die Konzeſſionsſteuer diskutierbar iſt. Auch die Anti
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alkoholiſten ſollten erkennen, daß ſie zum für eine
ſchlechte Sache machen, deren Durchführung durchaus nicht
den Erfolg hat, den ſie ſich davon durch Ver
teuerung noch durch Erſchwerung des Alkoholgenuſſet wird der
Alkoholismus mit Erfolg bekämpft.

Zur Frage der Sonntagsruhe
haben die deutſchnationalen Handlungsgehilfen erneut in
genommen. e hieſige Handelskammer hat ſich bekanntli
gegen eine Erweiterung der Sonnta e ausgeſprochen,Lährend das hieſige Kaufmannsgericht dafür eingetreten iſt.

Mit Recht machen die Handlungsgehilfen in einer neuen Ein
ß2We an den Magiſtrat darauf aufmerkſam, daß das Gutachten

er Handelskammer nur den einſeitigen Jntereſſentenſtandpunkt
vertritt und daß die Formulierung ihrer Umfrage nicht ein
wandfrei geweſen ſei.

Wären die Deutſchnationalen nicht ſo unheilbare Wirrköpfe,
dann müßten ſie längſt ſchon eingeſehen haben, daß dieſelben
politiſchen Parteien denen ſie bei den Wahlen Unterſtützung
elichen haben, gegen die Durchführung der Sonntagsruheſind die allein von der Sozialdemokratie e befürwortet

wird, alſo von der Partei, die von den Deutſchnationalen aufs
eifrigſte und unſauberſte bekämpft wird.

Vornehme Zeitung, vornehme Geſchäftspraktiken.
Eine nette Epiſode ſpielte ſich in der letzten Gewerbegerichts-

Kyun in einem Prozeß gegen die Allgemeine Zeitung ab.s klagte gegen die Sema Paalzow u. Lehmann eine arme

Zeitungsausträgerin, die mit 15 Mark Monatsgehalt
und 14tägiger Kündigung engagiert war. Sie verlangte
wegen kündigungsloſer Entlaſſung ſieben Mark; der Vertreter
der Allgemeinen Zeitung meinte aber, die Entlaſſung ſei
gerechtfertigt erfolgt, da die Austrägerin Abonnenten an-
ebettelt habe. Jſt es denn ein Wunder, wenn eine arme

Proletarierin, die pro Tag eine halbe Mark verdient, bettelt
Die Klägerin, die weinend vor den Richter tritt, beſtritt aber,
die Abonnenten angebettelt zu haben. Die Sache ſei vielmehr
ſo! Sie ſieht Mutterfreuden entgegen, und da habe eine vor
nehme Abonnentin geſagt: „Na, bei Jhrem Alter noch mal ſo,
iſt aber auch nicht ſehr angenehm. „Nun ja,“ habe die
Klägerin dann gemeint, „wenn Sie noch ein bißchen Kinder
wäſche liegen haben, ſo können Sie mir dieſe ja geben. Jn
einem anderen Falle, ſo ſollen Abonnenten auf der Redaktion
der Allg. Ztg. erzählt haben, hatte die Arme nur um eine
„alte Nachtjacke“ und bei einer Fleiſchermeiſtersfrau um ein
Stückchen Wurſt angeſprochen. Die Klägerin erwiderte, dasſei unwahr. Die Seſhuidigung ſei jedenfalls der Dank da
für, daß ſie „in die Schweinerei mit der Abonnenten-
ziffer Ordnung hineingebracht“ habe. Jhr habe man es zu
verdanken, daß ſie in ihrem Bezirke die Abonnenten von

en erſt in die Höhe gebracht habe. Der Klägerin wird
entgegnet, ſie möge ja nicht zuviel ſagen, denn wenn ihr die
Bettelei nachgewieſen würde, könnte ſie beſtraft und eventuell
auch der Landespolizeibehörde überwieſen werden. Richtiger
wäre es wohl, diejenigen Abonnenten, die die arme Frau
denunzierten, und auch das Geſchäft, das ſich weigerte, der
Frau die ſieben Mark zu zahlen, der Landespolizeibehörde zu
überweiſen. Unter Tränen nahm ſchließlich die Frau
Klage als ausſichtslos gegen die Vornehme zurück. Ein
Blatt muß finanziell auf dem letzten Loche pfeifen, ehe
es ſolche Prozeſſe führt.

Arbeitseinſtellung. Jm Einkaufsverein der Kohlen
händler kam es heute morgen wegen entſtandener Differenzen
zur Arbeitsniederlegung. Die dort beſchäftigten
Arbeiter hatten der Geſchäftsleitung vor einigen Tagen ein
Schreiben überreicht, welches einige kleine Forderungen dahin
gehend enthielt, daß der Stundenlohn von 35 auf 37 Pf.
und der Ueberſtundenlohn von 38 auf 45 Pf. erhöht wer
den möchte.

Dieſe Wünſche wurden abgelehnt. Als nun am vorigen Sonn
abend der Geſchäftsführer von den Arbeitern Ueberſtundenarbeit
zu dem alten Lohnſatze verlangte, verweigerten dieſe das An-
ſinnen. Daraufhin wurde ihnen die Entlaſſung angekündigt.

Als nun am heutigen Morgen ſich die Arbeiter zur
Arbeit meldeten, wurde Ausleſe gehalten; nur die Hälfte der
alten Leute ſollte weiter beſchäftigt werden. Dieſelben übten
aber mit den Entlaſſenen Solidarität und legten die
Arbeit ebenfalls mit nieder. Auf Eingreifen eines Vertreters
des Transportarbeiter Verbandes wurde mit
der Geſchäftsleitung eine Einigung dahin erzielt, daß alle Ar
beiter die Arbeit wieder aufnehmen konnten und daß ſofort eine
Sitzung des Geſamtvorſtandes einberufen werden ſoll, in wel
cher zu beraten iſt, ob den Wünſchen der Arbeiter Rechnung
getragen werden kann.

Das Konzert im Volkspark wird morgen, Diensta
abend, der Operette gewidmet ſein. Das Programm weiu. a. dowheſtgnen von Strauß (Fledermaus und Zigeuner
baron) Millöcker (Bettelſtudent). Zeller (Vogelhändler), Lehar
Luſtige Witwe) uſw. auf. Wer alſo beim Anhören einer
leichten und gefälligen Muſik für einige Stunden die Sorgen
Je atanes vergeſſen will, mag das empfehlenswerte Konzert

eſuchen.
Einen ſehr gennßreichen Abend bereitete geſtern der

Geſangverein Gutenberg den zahlreichen Beſuchern ſeines
Konzerts im Volkspark. War ſchon die Zuſammenſtellung des
Programms abwechſlungsreich und von muſikaliſchem Fein-
gefühl getragen, ſo mußte auch die Ausführung des Konzerts
recht weitgehende Anſprüche befriedigen. Unter Direktion des
Herrn Schwendler kamen die Männerchöre vorzüglich zur
Geltung. Der Mendelsſohnſche Feſtgeſang, das Gebet aus
Gounods Fauſt für Baritonſolo und ſechs altniederländiſche
Volkslieder wurden mit Orcheſterbegleitung zu Gehör gebracht.
Jnſtrumente und Stimmen vereinigten ſich zu prächtiger Ge
ſamtwirkung. Die Hegarſche Ballade Totenvolk ſtellt an
die Geſangstechnik außerordentlich große Forderungen; der
Männerchor überwand ſie mit beſtem Gelingen; däs düſtere Ton
gemälde hinterließ tiefe Wirkung. Auch die andern Chöre und
namentlich die Streichquartette aus Haydn und Mozart (CDur)
und Schwendlers Capriccio für großes Orcheſter weckten all
ſeitigen Beifall.

S Etatanusſchuß ſtehen nächſten Donnerstag wiederum
die Wertzuwachsſteuer und die Konzeſſionsſteuer zur Beratung.
Vermutlich wird auch die Einführung der Wertzuwachsſteuer
keine Mehrheit finden. Die Konzeſſionsſteuer darf bereits als
abgetan gelten. 8 wirkt, daß der Magiſtrat ſchon
wieder mit einer ehaltserhöhnng für ſtädtiſche
Beamte anrückt. Es ſollen „Ungleichheiten in den Gehalts
verhältniſſen einzelner Sekretäre“ beſeitigt werden. Mit dieſem
Verlangen wird der Magiſtrat auf wenig Gegenliebe ſtoßen.

Aus den Reihen des Moniſtenbundes wird uns geſchrieben:
Zur neuen Zentrale für Kulturpolitik, welche die Berliner Orts-
gruppe des deutſchen Moniſtenbundes ins Leben gerufen hat,
kann bemerkt werden, daß auch die Zentrale des Bayeriſchen

Landesverbandes und voran die Ortsgruppe München der
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S Wer z e r
deutſche Moniſtenbund r Tätigkeit entfaltet. Durch

großen, in gang Ba en erregenden Aufruf arbeeoe Stelle gibt derſelbe e folgendes bekannt:
7

„Die ſtändig wachſende Gefahr, womit der Klerikalismus dad
geſamte ſittliche, politiſche und wiſſenſchaftliche Leben unſeres
Volkes bedroht, veranlaßt die Ortsgruppe München des Deut
ſchen Moniſtenbundes, ſich neuerdings an die Oeffentlichkeit
zu wenden.

Die Art und Weiſe, in welcher der Verſuch deutſcher freige-
ſinnter Katholiken, eine zeitgemäße Höherbildung ihrer reli

öſen und kulturellen Zuſtände anzubahnen, von der oberſten
irchenbehörde zurückgewieſen wurde, der Erlaß eines neuen,

alle geiſtige Regſamkeit erſtickenden Syllabus und der jegliche
Forſchungsfreiheit knechtenden Enzyklika laſſen jeden Denken
den erkennen, daß die Kirche ſich ſelbſt zu geiſtiger und religiöſer
Erſtarrung verurteilt und es ſo ihren Angehörigen unmöglich
macht, an dem allſeitigen Fortſchritt unſerer nationalen Kultur
offen mit zu arbeiten.

Das Verhalten maßgebender Kreiſe Bayerns gegenüber be-
rechtigten Forderungen der Toleranz und Parität Ablehnung
der Münchener Simultanſchulen und Verbot der Feuerbeſtat
tung) läßt befürchten, daß das klerikale Syſtem in unſerem
engeren Vaterlande jeglichen Fortſchritt hemmenr, Unwiſſen-
heit und geiſtige Unmündigkeit fördern und dadurch unſer bahye
riſches Volk in der Anpaſſung an die ſchwierigen Verhältniſſe
des modernen wirtſchaftlichen Lebens ſowie im kulturellen
Wettbewerb mit den übrigen deutſchen und außerdeutſchen
Staaten immer mehr behindern wird. Bei dieſer Sachlage
bleibt fortſchrittfreundlichen Perſönlichkeiten, welche der dro
henden Klerikaliſierung entgegenarbeiten wollen, kein anderer
Weg, als daß ſie ſich mit Gleichgeſinnten verbinden und eine
Organiſation der Vorkämpfer für alle höheren Volks und Kul-
turintereſſen ſchaffen helfen.

Dieſe Organiſation erſtrebt der Deutſche Moniſtenbund, in
dem er den Ausbau einer neuen, von Dogmen und Glaubens
zwang freien Weltanſchauung und den Fortſchritt geiſtig-ſitt
licher Kultur durch Schriften und Vorträge ſowie durch Stel
lungnahme zu allen wichtigen Kulturfragen fördert.

Der Deutſche Moniſtenbund will insbeſondere dahin wirken
daß ſeine Mitglieder die in unſeren Staatsverfaſſungen ge
währleiſtete Glaubens und Gewiſſenfreiheit auch tatſächlich ge
ſichert, deren geſellſchaftliche und ſtaatsbürgerliche Gleichberech-
tigung allgemein anerkannt und jede Benachteiligung oder Zu
rückſetzung um der Ueberzeugung willen in unſerem Vaterlande
endlich beſeitigt werde.

Wir fodern deshalb auf, durch Beitritt zum Deutſchen Mo
niſtenbunde uns zu unterſtützen in dem ſchweren Ringen um
Herſtellung wahrhaft paritätiſcher Zuſtände in unſerem engeren
und weiteren Vaterlande, um die Befreiung der Schule vom
kirchlichen Druck und um die Erziehung unſeres Volkes zu geiſt

licher und ſittlicher Selbſtbeſtimmung.“
Auch die Halleſche Ortsgruppe des Deutſchen Moniſtenbundes

will, wie aus dem Programm erſichtlich, im kommenden Winter
nicht zuruckſtehen und wird ihre Wintertätigkeit in aller Kürze
mit einem öffentlichen Vortrag einleiten. Die Verſammlungs
abende, welche am Mittwoch nach dem 1. und 15. jedes Monates
abends 824 Uhr im Goldenen Ring ſtattfinden, geſtalten ſich
durch Vorträge und Ausſprachen immer ſehr intereſſant. Zu
r Abenden ſind Gäſte, auch anders denkende, ſtets will
ommen.

Eine Prüfung junger Hilfsarbeiter in den ſtädtiſchen
Bureaus hat unlängſt nach dem Berichte eines hieſigen Blattes
mit dem Erfolge ſtattgefunden, daß drei mit Auszeichnung,
wei mit gut und dreizehn mit genügend die Prüfung beſtandene Etwa zwang der Prüflinge ſind durchgefallen. Das
rgebnis würde als ſehr ungünſtig bezeichnet werden müſſen,

wenn die Prüfungsarbeiten nicht auf ein zu ehe Maß von
Uebung und Kenntniſſen geſpannt geweſen ſind. Ob das zu
trifft, entzieht ſich unſerer Kenntnis. Die Prüfung iſt durch
den Erſten Bürgermeiſter angeordnet worden.

Jn einer öffentlichen Schuhmacherverſammlung wird
am Mittwoch abend bei Streicher Genoſſe Trefflich Leipzig
über die Notwendigkeit der W 3 der Arbeitszeit in der
Schuhwareninduſtrie ſprechen. Alle Schuhmacher werden auf
dieſe Verſammlung aufmerkſam gemacht.

Ein größeres Feuer brach geſtern nachmittagDur auf dem Steinweg 53 in der gfanrt von rade
as im Hofe ſtehende einſtöckige Fabrikgebäude brannte

Die war eine Stunde lang in Tätigkeit, d
de noch die Feuerwehr bis abends 6 Uhr an der

randſtelle.
Jnfolge Ausgleitens ſtürzte heute früh eine von aus

gekommene Frau auf der Leipzigerſtraße hin und verletzte
am rechten Knie derart, daß ſie mittels Droſchke nach
Klinik gebracht wurde.

Ein er Feuerſchein verbreitete ſich Sonnabend
abend gegen 7 Uhr im Norden der Stadt. Es brannte
roßer Haferdiemen am Galgenberge. Die beiden DaBihen rückten zwar aus, konnten aber nichts helfen. Der

iemen gehörte dem Oekonomen Banſe und ſoll die Ernte von
i a erzen enthalten haben. Noch heute glühte ſtellenweiſe d

e

Aus Se Bureau des Stadtthesters. DienstaTannhäuſer. Die Beſetzung iſt die bekannte. Mittwoch wiß

nochmals und zwar zum letzten Male in er Spielzeite See n en henmm e 4Der Dieb von Henry Gekiſccn s un

Petersdorf, 29. Oktober. (E. B.) Ein Freund kräf-tiger a e. in der S iſt36 jährige Ba Max Drewes vou hier, der im Au
als Gemeindepertreter in einer Sitzung mit dem Guts
und Gemeindevorſteher i g zuſammengeraten war.
Man hatte eine er ierung zwiſ dem Dorfe Bildiß
und dem Acker des Gemeindevorſte prochen, und der
Amtsvorſteher war als Friedensſtifter erſchienen, uw die
erhitzten Köpfe zu beruhigen. Da trat der Bahnwärter auf
und hielt etwa folgende Rede. Gemeindevorſteher hat
g get, ich wäre der Schlechteſte. Der Bauer hat uns die

ſtern genommen, nun nimmt er ung auch noch die Pappeln.
Das können wir uns von dem Zeffee doch mit gefa laſſen.
Dann hatte Drewes noch eine Andeutung entums
begriffe des Dorfvorſtehers gemacht. Wegen dieſer deutlichen
Rede hatte ſich Drewes am Sonnabend vor dem Halleſchen
Schöffengericht zu verantworten. Er glanbte zu den fräftigenWorten berechtigt geweſen zu ſein, da er ſie geſchädigt und

verletzt fühlte. Das Bericht veruxteilte ihn aber wegen
leidi ung zu 30 Mk. Ge oftrafe, während der Amtsanwalt nur20 St eantragt hatte.

Kaneng, 19. Oktober. (E. B. W läſſigerober e fergeTötung eines zweijährigen Knaben war der 38 jeſchirrführer Karl Kalze von hier angeklagt. fuhr am
16. Juli mit einem großen ſpännigen Rollwagen von
Kanena nach Halle zurück. Die Pferde ſeines Geſpannes ſollen
etwas flüchtig ſein und ſich namentlich auf der Landſtraße leicht
ſcheuen, ſobald ſie etwas kommen ſehen. Auch ein Geſchirr
führer, der vor Kalze mit den Pferden gefahren iſt, nannte

furchtbar ſcheu“ und verſicherte, ſie ſeien ihm ſchon mehrmals
burchgegangen. Nach Kalzes Schilderung war ſhm bereits in
Kanena das Handpferd unruhig geworden, weil es die Zügel
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den Zovi rum bekommen habe, was

9 n 29 i 4e u r 55 F r Fr
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4
uch einem Kanenger war die Unruhe der

llen, Er erzählte heute: „Die Pferddachte in meinen Gedanken, e werden Weh u
n einiger Enb Wo mit hinter Kanena kamen Kalzemehrere

hauſſee zetpesen ndwagen auf der linken F
mn d tKnabe Otto Wolf aus gen a kirg Aiaben i

das ohnehin ſchon unruhige Handpferd beim Andlick des
7 ens ſcheu geworden und hat das Sattelpferd nach links
gedrängt, ſodaß dieſes gegen den Handwagen ſtieß. Dergen wurde umgeworfen und der darin ſitzende ghe
erausgeſchleudert. Der Aermſte geriet unter ein Rad des
ſchweren Wagens und wurde tot gequetſcht. Der Bruder und
die Schweſter des Getöteten, die den Handwagen fuhdren,
wollten dagegen von einem Scheuwerden der Pferde nichts be
merkt haben. Der Geſchirrführer ſei in ſcharfem Trabe an
gefahren gekommen, ohne auf die Straße acht zu haben. Sie
hätten ſich bei ſeinem Anblick ängſtlich geſagt: Na, der weicht
ja gar nicht aus!“ und hätten ihren Wagen ängſtlich auf die
Seite zu ziehen geſucht. Nach Kalzes Behauptung ſoll gerade
die ungeſchickte Seitenbewegung, die die Kinder mit dem Wagen
gemacht hätten, den Unfall mitverſchuldet haben. Der Staats
anwalt fand den Geſchirrführer der fahrläſſigen Tötung ſchuldiund beantragte eine Gefängnisſtrafe von ſechs Monaten. Auch
das Gericht kam zu der Anſicht, daß Kalze doch nicht alles ge
tan habe was in ſeinen Kräften ſtand, um den Unfall zu ver
hüten. Die Schul auf die Pferde zu ſchieben, gehe
denn doch nicht an. Jmmerhin liege der Fall milde und
ſcheine daher dem Gerichte durch eine Gefängnisvierzehn Tagen hinreichend geſühnt. Mnantsſrafe von

Zu den Stadtverordneten Wahlen.
Achtung, Wählerkarten! Die in dieſen Dagen zur

Austragung gelangten oder noch gelangenden Wähler-
karten nd ſorgfältig aufzubewahren, da ſie bei der
Wahl als Legitimation dienen.

Das erſte ſozialdemokratiſche Wahlflugblatt iſt geſtern
zur Austragung gelangt. Soweit die Diſtriktsführer den Be
ſchluß auf ſofortige Berichterſtattung an das Parteiſekretariat
ausgeführt haben, iſt feſtzuſtellen, daß ſich überall zahlreiche
Parteigenoſſen eingefunden hatten, ſodaß in vielen Bezirken die
Verteilung in kürzeſter Zeit vollendet werden konnte. Aller-
dings ſcheint es in einzelnen Fällen vorgekommen zu ſein, daß
Wahlberechtigte bei Zuſtellung des Flugblattes übergangen
worden ſind. Das muß nach Möglichkeit vermieden werden.

Das nächſte Flugblatt gelangt nächſten Sonntag zur Ver
breitung.

Die Wahlen find ausgeſchrieben:
Genau, nur der geſetzlichen Beſtimmung entſprechend, keinen

Tag früher, hat der Magiſtrat die Ausſchreibung der Wahlen
vorgenommen. Wie wir bereits mitteilen konnten, finden für
die dritte Klaſſe die Wahlen ſtatt am 4., 5. und 6. Novbr.
(Montag, Dienstag und Mittwoch) von vormittag 10 bis
nachmittag 5 Uhr in folgenden Lokalen:
Bezirk I: Turnhalle, Olearius-Straßen-Schule,

IIA: Reſtaurant Kaiſer Wilhelmshalle,
IIB: Schultheiß, Merſeburgerſtr. 10,

III A: Turnhalle, Mittelſchule, Torſtr. I3,
IIB: Volksſchule, Taubenſtr. 13,
IVA: Gymnaſium, Sophienſtr. 37,
IVB: Volksſchule, Frieſenſtr. 28,
VA. ſ chillerſtr. 47,VB; Hermannſtr. 32,VIA: r. Brunnenſtr. 5,VIB: Reſtaurant Saalſchloßbrauerei.

Die zweite Klaſſe wählt in der Altſtadt am 8. und
9. November von 10 bie 5 Uhr im Weinzimmer des Rats-
kellers, in Halle Nord am 8. November von 10. bis 12 Uhr
in der Saalſchloßbrauerei.

Die erſte Klaſſe wöhlt in der Altſtadt am 1. November
von 11 bis 2 Uhr im Weinzimmer des Ratskellers, in Halle
Nord am 8. November von 1 bis 2 Uhr in der Saalſchloß-
brauerei.

ur erſten Klaſſe gehören in der Altſtadt diejenigen,
welche jährlich an Staats Einkommen Steuer, r
Steuer, Gemeinde-Einkommen-Steuer Gewerbe einſchließlich
Betriebsſteuer und Grundſteuer zuſammen einen Steuer
betrag von 2056,36 Mk. und darüber entrichten,

zur zweiten Klaſſe die, welche einen Steuerbetrag von
weniger als 2056,36 Mk. bis herunter zu 288,12 Mk. ein
ſchließlich entrichten,

zur dritten Klaſſe die, welche einen Steuerbetrag von
weniger als 288,12 Mk. entrichten,

zur erſten Klaſſe in Halle-Nord gehören die, welche
einen Steuerbetrag von 12141,56 Mk. und darüber entrichten,

zur zweiten Klaſſe die, welche einen Steuerbetrag von
weniger als 12141,56 Mk. bis herunter zu 265,52 Mk. ent
richten, und

zur dritten Klaſſe die, welche einen Steuerbetrag von
weniger als 255,52 Mk. entrichten.

Auf die ſeit Aufſtellung der Wählerliſte eingetretenen Woh
nungsveränderungen wird keine Rückſicht genommen. Jeder
Wähler wird nur in dem Abſtimmungsbezirke zugelaſſen, in
welchem er in der Wählerliſte avigeführt iſt.

Bürgerliche Wählerverſammlungen finden am Mitt-
woch und Donnerstag im früheren Sporthotel auf der Stein
ſtraße ſtatt. Erſt in dieſen Verſammlungen errolg die end
gültige Aufſtellung der Kandidaten dritter und zweiter Kiaſſe,
und es iſt nicht ausgeſchloſſen, wenn auch Licht wahrſcheinlich,
daß noch Verſchiebungen ſtattfinden. Der dritte kommunale
Verein, welcher wegen Mißachtung ſeitens der andern kom-
munalen Vereine bei Auswahl der Kandidaten mit dem Aus-
tritte aus dem Allgemeinen Bürgervereine drohte, hat ſich zwar
brav geduckt und will erſt in der „Generalverſammlung“, wenn
die Wahlen vorüber und die Mandate vergeben ſind, gehörig
aufmucken aber rn iſt's nicht, daß bereits am Mitt
woch der Sturm im Glaſe Waſſer ausbricht, da die Abſicht
beſtehen ſoll, daß die Verſammlung vom dritten kommunalen
Vereine ſtark beſucht wird.

Aus den Nachbarkreiſen.
Zur Bewegung der Korbmacher in Zeitz.

Welche Bedeutung Arbeitgeber oft einem Vertrag über Lohn
und Arbeitsbedingungen, abgeſchloſſen mit einer Gewerk

ſchaft, beimeſſen, konnten die Korbmacher der Firma Li ppert
in Rasberg bei Zeitz wiederum erfahren. Die Firma be
ſchäftigt zurzeit etwa 80 Arbeiter auf Geſchoßkörbe. Am
14. September d. J. ſchloß die Firma einen Vertrag mit dem
Deutſchen Holzarbeiterverband ab, welcher eine Regelung der
Lohn und Arbeitsbedingungen während der Saiſon der Ge
ſchoßkörbe vorſah. Gleichzeitig war auch im Vertrag die r
beitsnachweisfrage geregelt. Die Firma war verpflichtet, bei
Bedarf von Arbeitskräften den A rbeitsnachweis der Holzarbeiter
zu benutzen. Dieſes war um ſo mehr geboten, da die Firma
trotz genügender Arbeitskräfte 50 Korbmacher in Böhmen ſuchte.

durg

Durch letzteres gab ſie den Arbeitern wieder Veranlaſſung, auf
dieſe vertraglichen Beſtimmungen aufmerkſam zu machen. Dar
über wurde Herr Lippert ſo erboſt, daß er den Vertrag kündigte.
Die von der Organiſationsleitung eingeleiteten Einigungsver-
handlungen ſcheiterten an dex Hartnäckigkeit des Fabrikanten.
Den organiſierten Arbeitern iſt durch dieſen Vorfall wiederum
bewieſen, Vorſicht bei Abſchließung von Verträgen walten zu
laſſen und ſolche nur dann abzuſchließen, wenn gegenſeitiges
Vertrauen der beiden Kontrahenten vorhanden iſt. Da die
Abſichten der Firma Lippert noch unklar ſind, werden die
Korbmacher allerorts erſucht, Arbeitsangebote nach Rasberg
abzulehnen.

Zeitz, 20. Oktober. (E. B.) Lohnabzüge. Den Schmie
den in den Kinderwagenfabriken von Degelow u. Ko. (an der
Bahn) und bei Opel ſind am Freitag Lohnabzüge von 25 Proz.
angekündigt worden. Die Fabrikanten ſcheinen Oberwaſſer zu
ſpüren. Es frägt ſich ſehr, ob die Schmiede ſich das ſo ohne
weiteres gefallen laſſen. Während hier Lohnabzüge gemeldet
werden, kann auf der anderen Seite auch von einer Verbeſſe
rung Mitteilung gemacht werden. Bei der Firma Degelow (im
Garten) hatten die Metallarbeiter Forderungen geſtellt. Der
Chef trat mit den Arbeitern in Einigungsverhandlungen ein,
bei denen es zu verſchiedentlichen Aufbeſſerungen kam, mit
denen die Arbeiter zufrieden waren. Es ſcheint, als wenn dieſe
Firma das berechtigte Verlangen der Arbeiter richtig zu wür-
digen verſteht.

Zeig, 20. Oktober. (E. B) Ein biſſiger Hund
Von Anwohnern der Tröglitzerſraße wird geklagt, daß ſich
dort nachts ein biſſiger Hund des Zimmermeiſters Kiſſig her
umtreibt, der die Paſſanten befäſtigt. Der Zimmerme ſter läßt
den Hund zwar nur in ſeinem Gehöft nachts ſrei, der Hund
ſcheint aber Gelegenheit gefunden ch haben. um auf die

8 e wie ſo W J r a uilt, Vorſorge geirofſſen werden, r Hund nur imGehöft bleibt.
Weißenfels, 20. Oktbr. Ein rabiater Hauswirt. Der

Bäckermeiſter Näder kündigte dem ſeit langen Jahren in ſeinem
auſe wohnenden Steinſetzmeiſter Scheibner die Wohnung.
ie Kündigung war jedoch zu ſpät erfolgt. Am 2. Juli hob

der Bäckermeiſter dann die Türen der Scheibnerſchen Wohnung
aus, um ſo dem Mieter zu zeigen, wo der Zimmermann das
Loch gelaſſen hat. Scheibner W polizeiliche Hilfe und gegen
V. wurde Anklage wegen verſuchter Nötigung erhoben. Das
Schöffengericht verurteilte ihn zu 10 Mk. Geldſtrafe.

Naumburg, 20. Ok ober. (E. B.) Das Straßen-
verunveinigen koſtet keine Strafe mehr!Wers nicht glaubt, der gehe Sonntags an der Reichs
krone vorbei, da kann man Mannlein und Weib ein auf den
S raßen ſehen wo ſie hre eben nicht zu verme denden „Waſ
ſerkünſre“ beſorgen Das Lokal liegt nicht etwa n einem ſo

Arbeitervir el ſondern in einer der beſten Gegen
en der Stadt. Das ſchönſte an der ganzen Sache iſt, es iſt

ein ſtädtiſches Lokal!
Warum müſſen nun die Veranügungsluſtigen die Straßen

als Retirade wählen Nun, unſer Maaiſtrat läßt dor
bauen, die Piſſoſre un Aborie m Parter eraum ſind einne-
riſſen. infolgedeſſen nicht zu benutzen. die im oberen Stockwerk
belegenen reichen für das Publikum nicht aus. Der Bau iſt
ſchon im Auguſt angefangen und müße ſchon längſt ertio
ſein, wenn ja wenn der Magiſtrat Rückſicht auf das Publi
lum nehme. Aber das geht nich, weil er Rückſicht auf die
armen, notleidenden Unternehmer nehmen muß, dieſe ſtellen
nämlich keine Maurer ein. die einen beſſeren Lohn
erkämpfen wolſten. Der Magiſtrat übt hier eine
Rückſich s loſigkeit cegen das Publikum aus, die ihrezale'chen
urcht. Auf der andern Seite verhätſchelt er die Un ernehmer

verſtärkt damit noch deren unveran wortlichen Starrſinn
Dagegen müſſen wir energiſch pro eſtieren.

Teuchern, 20. Oktober. (E. B.) Unfälle. Am Sonnabend
früh 196 Ukr wurde am Bahnübergange oberhalb des Bahn-
hofes Werſchen ein Geſchirr des Fuhrherrn Günſcher von einer
Naſchine angefahren. Die Pferde und der vordere Teil des

Wagens waren bereits über das Gleiſe hinweg. Die Maſchine
erfahte den Wagen und zertrümmerte ihn. Durch den heftigen
Anprall wurde der Geſchirrführer Schaumburger aus der Schoß-
kelle geſchleudert und erheblich verletzt. Die Pferde mußten
abgeſtochen werden. Urſache des Unglücks iſt die „Sparſam-
keit“ des Bahnfiskus. Jn der Buchdruckerei Lieferenz geriet
der Lehrling Hagk mit der rechten Hand in die Räder der
Druckmaſchine. Er wurde derart ſchwer verletzt, daß er in die
Klinik nach Halle gebracht werden mußte. Bei einem Feuer
in der chemiſchen Fabrik von Metzner erlitt ein dort beſchäftig-
ter Arbeiter erhebliche Brandverletzungen am Arm und im
Geſicht.

ittenberg, 20. Oktober. (E. B.) Ein Zuſammen-
ſt o e zwiſchen e nem Radfa' rer und einem Fuhrwerke
in der Dresdenerſtraßo. Beide fuhren ohne Licht und ſo
kam es. daß der von der Arbeit he infahrende Metallarbei'er
Hönicke unter die Räder des Fuhrwerks kam wobei ihm das
linke Bein gebrochen wurde und er außerdem einige kleinere
Verletzungen erlitt. Ohne ſich um den Verletz en zu ümmern
fuhr der Kutiſched weiter. Hönicke wurde in die Schmidtſche
Klinik gebracht.

Helbra, 20. Oktober. Von ihren Männern wegge-
laufen ſind hier innerhalb zehn Tagen nicht weniger als
ſechs Frauen. Einige hatten von ihren Männern zu viel
Schläge erhalten. Und ſo etwas kann im Wirkungskreiſe des
Bergbotens, des Blättchens für Gottesfurcht, fromme Sitte und
Arbeiterverleumdung paſſieren

Heißt ein Geſchäft! Nach faſt ſiebenjähriger Dauer
iſt nun endlich der Konkurxs der Firma Kramer u. Ko., der Er
bauerin der elektriſchen Kleinbahn im Mansfeldiſchen beendet
worden. Für ihr geduldiges Warten erhalten dafür die Gläu-
biger nun auch 4,06 Prozent!

Eilenburg, 20. Oktober. Arbeiterriſiko. Vom Dache
des Gaſthofes zur Börſe ſtürzte der 19 jährige Schieferdecker
Fritzſche in den Hof hinab. Er fiel auf den Bohlenbelag einer
Aſchengrube, ſo daß die Wirkung des Sturzes gemildert wurde.
Fr. erlitt einen ſchweren Unterarmbruch und verſchiedene leich
tere Verletzungen.

Nebra, 20. Oktober. Ver ſchwunden iſt ſeit dem 4. Oktober
die Ehefrau des Schmiedes Vogel zu LeipgigSchönefeld. Die
42jährige Frau hat ſich des Abends bei Kleinwangen über die
Unſtrut ſetzen laſſen, um nach Bucha zu gehen. Seitdem iſt ſie
verſchwunden. Die Frau iſt etwa 1,64 Meter groß und hat er-
grautes Haar. Bei ihrem Weggange trug ſie ſchwarzen Rock,
blau und weißpunktierte Bluſe, ſchwarzen Hut und ſchwarze
Schnürſtiefel.

Geſinnungsſchnüffelei.
Unſer Braunſchweiger Parteiorgan berichtet zu dieſem Kapi-

tel folgendes: S SJm Juli d. J. mußte ein Reſerviſt von hier eine militäriſche
Uebung machen. Er war zur Beförderung zum Unteroffizier
vorgeſehen. Da man aber beim Militär nichts ſo ſehr fü rich
tet, wie ſozialdemokratiſche Vorgeſetzte, ſo erging eines der

bekannten Schreiben an die Polizeidirektion, das folgenden Jn
halt hatte:

Bezirkskommando I
(folgt Aktenzeichen).

U. R. An die Herzogl. PolizeiHirektion,
Braunſchweig

mit dem ergebenen Erſuchen, gefl. eingehende Erkundigungen
über den Ruf und das ſittliche Verhalten des Unteroffiziers
Aſpiranten, Gefreiten d. Reſ. (folgt Narne und Wohnung)
einziehen und das Ergebnis mitteilen zu wollen. Ferner
wird um gefl. Mitteilung gebeten, ob derſelbe bereits be
ſtraft iſt, oder ſich z. Z. in gerichtlicher Unterſuchung be-
findet, ſowie ob derſelbe Anhänger, eifriger oder zielbewußter
Vertreter der Sozialdemokratie iſt.

J. A. d. B. K.
Weſtphal.

Die Polizeidirektion beauftragte nunmehr einige Beamte mit
der außerordentlich wichtigen Nachforſchung über das Leben
des Reſerviſten und teilte dem Bezirkskommando folgendes mit:

Ueber den hier (Wohnung) wohnhaften (Name), geb. am
(Datum und Jahr) in (Ort) iſt hier Nachteiliges in der an

geregten Richtung nicht bekannt geworden.
Braunſchweig, den 1907.

Braunſchweig, den 07.

Ehlers, Polizei-Sergeant.
Jn politiſcher Beziehung iſt Nachteiliges über (Name),

hier nicht bekannt.

Br. Schulze, R. W.K. Hd.
unter Bezugnahme auf Vorſtehendes ergebenſt zurück.

Braunſchweig, den 1907.
Herzogliche Polizei- Direktion Abt. III.

Sommer.

Daß der Reſerviſt ein tüchtiger Soldat war, geht daraus her
vor, daß er Unteroffiziers-Aſpirant iſt. Aber auf die Tüchtig-
keit kommt es nicht allein an. Vor allen Dingen muß er ge
ſinnungstüchtig, d. h. ein Feind der Beſtrebungen ſeiner
Arbeitsbrüder ſein, da er ſonſt vielleicht nicht Kadavergehorſam
beſitzt, auf ſeine Brüder, auf Vater und Mutter zu ſchießen,
wenn es von ihm verlangt wird. Obgleich Herr Schulze II be
ſtätigt hat, daß der beſagte Unteroffiziers-Aſpirant politiſch un
verdächtig iſt, wurde der Mann zu ſeiner Freude nicht befördert.
Er findet keine beſondere Ehre darin, Unteroffizier zu ſein, er
iſt Sozialdemokrat. Die Geſinnungsſchnüffelei hat hier
verſagt. Feſtgeſtellt aber iſt hier wieder einmal, daß ein Mann,
der beim Militär befördert werden ſoll, ſich vorher eine gehörige
Beſpitzelung gefallen laſſen muß. Das ſtolze deutſche Heer
kommt ohne ein ſolche nicht aus. Was kann weiter die Urſache
dieſer Geſinnungsſchnüffelei ſein, als Furcht vor der zunehmen
den Sozialdemokratie auch im Heere! Nun, wie die Zahl der
Männer wächſt, die zur Sozialdemokratie ſchwören, ſo wächſt
auch naturnotwendig die Zahl unſerer Anhänger in den Ka-
ſernen. Alle Gewaltmittel nützen hier nichts, auch nicht die
kleinlichen Schnüffeleien nach der Geſinnung der Leute. Wenn
man doch nur einmal erklären wollte, daß man die ſo glühend
gehaßten organiſierten Arbeiter ganz von der Militärpflicht
ausſchließen wolltel!l Man würde ſeine helle „Freude“ an der
großen Zahl der Anhänger der Sozialdemokratie haben. Aber
man kommt ohne die Sozialdemokraten gar nicht aus, auch
beim Militär nicht. Jn der Wahl der Mittel zur Bekämpfung
mißliebiger Parteien iſt man ſich doch ſeit uralter Zeit immer
getreu geblieben.

Gera, 20. Oktbr. Ein trauriges Bild von Künſtler-
elend entrollte vor der Strafkammer in Gretiz eine Verhand
lung gegen die Schanſpielerin Johanne Werner, ehemals am
Reſidenztheater in Dresden, jetzt Leiterin einer Schauſpieltruppe
in Zeulenroda. Die W. war wegen Uebertretung des Urheber-
rechts angeklagt. Sie hatte Sudermanns Heimat und Meyer-
Förſters Alt Heidelberg aufgeführt, ohne dazu berechtigt zu
ſein. Jn bewegten Worten ſchilderte ſie das Elend einer kleinen
Truppe, die von Tag zu Tag auf gute Einnahmen hofft,
hungert, darbt, Schulden macht, nicht mehr geborgt erhält und
immer wieder mit heiterem Geſicht vor ein gähnend leeres Haus
tritt. Obwohl die Angeklagte wegen ähnlicher Uebertretungen
des Urheberrechts in Zwickau bereits zu 200 Mk. verurteilt war,
hatte das Greizer Gericht Erbarmen und ließ es bei 12 Mk.
Geldſtrafe bewenden.

Parteinachrichten.
Zur Affäre Kolb-Frank. Jn der Mannheimer

Volksſtimme veröſſentlicht Genoſſe Dr. Frank fol
gende Erklärung:

Der Mannheimer Generalanzeiger ironi-mein Schweigen. Nach meiner Anſicht ſteht die Bedeu ung
der Beerdigungs Affäre in keinen Ve.hä tnis zu dem von
vie en Seiten gemach.en Aufwand an Wor en und Ent-
rüſt g. Jch habe mich an der ößentlichen' Diskuſſion nicht
beleilig, weil ich zuw weiteren Aufbauſchung der Sache nicht
beitragen wollte Deſen Standpunkt zu verzaſſen, bieten
mit auch die unrich.igen und verlehenden Bemerkungen des
Genoſſen Bebe. keinen Grund.

Wir haben in den Ausführungen des Genoſſen Bebel nichts
„Unr ſchtiges und Verletzenes“ jinden können.

Genoſſe Mehring ſchreibt in der Reuen Zeit zu
der Aſſäre: „Genoſſe Geck hat in der chonendſten Were das
Prinzip gewahr Aber auh die Telnghme der Genoſſen
Frank und Kolb an den offiziellen Trauer e erlichkeiten iſt
kein Malheut das ein großes Gerede ver ohnt. Die Zeilen
ſind g ücklicherweſe vorbei, wo der badiſche Landtag als das
Zalladium deutſcher Freiheit galt. Sehr bedenklich

würde die Sache ſein, und ſie würde den ſchärfſten Pro ſeſt
herausfordern, wenn ſich e wa in Berl. n Parteimitglieder für
die fteubigen oder raur gen Ere gniſſe der monarchiſchen Fa
mi ie in ereſßeren ſollten denn in Berlin wird politiſch der
große Brummbaß geſpielt, und in dieſem Spiele darf den
richtige Tak nicht verfehlt werden. während nicht ſo ſehr viel
darauf ankommt, ob die minder lauten Jnſtrunen e des
Reichskonzerles jenſe t des Mains mitunter eiwas unharmo-
niſch durcheinander tönen. Deshalb ſind wir weit ewſernt,
eine große Affäre daraus zu machen, wenn ſüddeutſche Genoſ-
ſen den einen Großherzcn zur Hochzeit oder zur Kindtaufe
beglückwünſchen oder den andern Großherzog beſtoten hel-
fen. Die deuſche Klaſſenherrſchaft gipfelt in der Mon
atchie, und die deuſſche Sozia' demokratie würde ſich ſe bſt auf-
geben, wenn ſie aufhören würde, eine yrinzip elle Gegnerin der
Mongrch e zu ſein. Bis dahin hat es ſeine guten Wege, und es
iſt weiter kein Unglück, wenn es freilich auch kein beſonderes
Glück iſt, daß einige beſonders weichherzige Genoſſen den
monatchiſchen Familien eine ah ungsvolle Teilnahme in Freud
und Leid bezeugen, die nach ollen bisher'gen Erfahrungen der
deutſchen Geſchich e keineswegs eine gleich achtungsvolle Auß
nahme findet.“
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England.

Gewerkſchaftliches.
An die Gewerkſchaftskartelle.

Die Ausſperrung der Tabakarbeiter in Gießen iſt nunmehr
deendet. Die Kartelle werden erſucht, die Sammlungen ſofort
c ellen und die Reſtbeträge an den Unterzeichneten einzu
ſenden Die Generalkommiſſion.

J. A.: Hermann Kube, Berlin 80. 16, Engelufer 15.
Die Töpfermeifter Berlins ſchicken ihre Agenten in die

Provinz auf den Gimpelfang. Es iſt ja hinlänglich bekannt,
daß es den Berliner Töpfermeiſtern gelungen iſt, die Gehilfen
und Hilfsarbeiter in einen allgemeinen Ausſtand zu treiben.Verhandeln wollen ſie nicht, daß der Kampf beigelcgt werde,

und die Arbeit ſelber verrichten können ſie nicht, ſo bleibt ihnen
e rig als auf den Gimpelfang zu gehen oder Beauftragte
zu ſchicken.

Es verſteht ſich, daß die organiſierten Töpfergehilfen darauf
ſehen werden, daß die Bemühungen der Berliner Herren frucht-
los bleiben. Halte alſo jeder Gehilfe die Augen auf.

Jnternationale Gewerkſchaftsſtatiſtik. Das neueſte „Bulle-
tin“ des Neuyorker Arbeitsamtes bringt wieder eine Zuſam-
menſtellung über die Stärke der Gewerkſchaften in den haupt-
lichſten Ländern. Danach ſtehen die Vereinigten Staa-
ten und Kanada mit 2300 000 gewerkſchaftlich organiſierten
Arbeitern (vorläufige Berechnung bis 1907) noch immer an
der Spitze. Dagegen iſt Großbritannien im Jahre 1906
durch Deutſchland überholt und an die zweite Stelle gedrängt
worden. Die britiſchen Gewerkſchaften hatten am 1. Januar
1906 einen Mitgliederbeſtand von 1887 823, während in den
deutſchen Gewerkſchaften die Chriſtlichen, Hirſchdunkerſchen
uſw. mit einbegriffen, im Jahre 1906 2 215 165 Mitglieder ver-
einigt waren. Große Fortſchritte im letzten Jahre haben auch
Oeſtreich und die ſkandinaviſchen Länder gemacht,
während Spanien zurückgegangen iſt. Uebrigens hat auch
die große amerikaniſche Federation der Arbeit im Jahre 1906
einen Verluſt von zirka 50000 Mitgliedern gehabt. Es ſteht
zu erwarten, daß Deutſchland in wenigen Jahren auch die Ver-
einigten Staaten überholt haben wird.

Huslan d.
Zur Eiſenbahnerbewegung. Die Zei-

tungen haben den Brief des Komitees der Vereinigung der
Eiſen bahngeſellſchaften an Herrn Bell veröffentlicht. Die Mit
glieder des Komitees ſind individuell einſtimmig der Meinung,
daß bei einer Verſammlung nichts herauskommen würde, da ſie
über das, was „Anerkennung“ heißen ſoll, nicht im Zweifel
wären. Jm übrigen überlaſſen ſie die Sache, wie ſchon bekannt,
den einzelnen Geſgllſchaften. Daß die Mannſchaften der
Organiſation zum Streik bereit und feſt entſchloſſen ſind, be
weiſt zum Ueberfluß auch die Daily Chronicle noch durch eine
„telegraphiſche Abſtimmung“. Die veröffentlichte Liſte zeigt
heute bereits 137 Zahlſtellen für den Streik um „Anerkennung“
und iſt noch nicht zu Ende. Alle Zahlſtellen zeigen große Be-
geiſterung für die Sache. Das Blatt berichtet heute ebenfalls,
daß es von gut unterrichteter Seite erfahren habe, daß die
Eiſen bahngeſellſchaften die Abſicht haben, eine Erklärung an
ihre Leute zu erlaſſen, in der zugeſtanden werden ſoll, daß die
Dienſtbedingungen eine Aufbeſſerung notwendig hätten und die
Geſellſchaften ſich bereit erklären, mit einer Abordnung von
Angeſtellten über die Soche zu verhandeln; aber nur mit ihren
Leuten und ohne Einmiſchung „einer dritten Partei“. Wenn
das zutrifft und wir zweifeln nicht daran, denn es iſt der
Gang, den der allgemeinen Lage nach die Bewegung notwendig
gehen muß ſo heißt das, daß auch die einzelnen Geſellſchaften
die „Anerkennung“ ablehnen. Und dann kann nur noch eine
Jntervention der Regierung den Streik verhindern. Die wird
aber vorläufig nicht zu erwarten ſein, weil die Regierung hier
in einer Zwickmühle ſitzt, wenn ſie die Verſtaatlichung für eine
nahe Zukunft im Auge hat, wie alle Anzeichen deuten. Sie
fürchtet mehr den ſozialiſtiſchen Geiſt, der in den Maſſen über
all Wurzel ſchlägt, als den Streik, den die Geſellſchaften durch
allerhand Maßregeln, die ſie jetzt ſchon überall treffen, illuſoriſch
zu machen ſuchen.

Polizeiliches und Gerichtliches.
J Wegen Beleidigung zweier Fabrikanten, angeblich begangen

in einem Artikel über Mißſtände in dem betreffenden Be-
triebe, wurde Genoſſe Hoffmann von der Freien Preſſe
zu Elberfeld zu dreihundert Mark Geldſtrafe verurteilt.

s Auf einen Strafantrag des Reichskanzlers Bülow hin iſt
am 15, März der Genoſſe Ernſt Zorn vom Saalfelder
Volksblatt zu zwei Monaten Gefängnis verurteilt worden,
weil ein Artikel des Volksblattes die Kolonialpolitik ſcharf kri-
tiſiert und den Kanzler dafür verantwortlich gemacht hatte.
Das Reichsgericht verwarf am Freitag die Reviſion Zorns.

n m

Stadt-Cheater.
n das etwas ſtarre und ſich Jahr für Jahr ziemlich gleichpin da Opernrepertoir ſeeß Baltrea rs iſt eine Oper

aufgenommen, die ſchon ſeit einem Jahrzehnt über die Bühnen
Deutſchlands und des Auslandes gegangen iſt und nun endlich
auch dem Halleſchen Publikum vorgefmgrt wurde. Der Kompo
niſt der Oper, Giacomo Puccini iſt neben Mascagni und
Leoncavallo, der bekannteſte Vertreter der heutigen italieniſchen
Muſik, ſeine Kompoſitionen ſind aber in Deutſchland nicht ſo
heimiſch geworden wie die Cayvsalleria rusticana Mascagnis und
der Bajazzo Leoncavallos. Das Werk Purcinis, das geſtern
hier aufgeführt wurde, führt den Titel La Bohèm e. Es
r keine geſchloſſene Handlung, ſondern führt Bilder aus dem
erühmten Buche Murgers: Vie de Bohème vor. Das Bueh

ſchildert das Leben der Bohèmiens fetgrmegß, der armen,
leichtſinnigen und übermütigen Schriftſteller und Künſtler im
quartier Iatin, (lateiniſches Viertel) von Paris. Die Entbeh-
rungen, der Uebermut und der leichtfertige Lebensgenuß dieſes
Völkchens, das ſich ſtändig „auf der Jagd nach einem Fünf-
frankſtück“ befindet, werden in Murgers Buche in lebendiger und
packender Weiſe vorgeführt. Die Librettodichter der Oper haben
aus dieſem Buche einige Szenen berg gegſen und ziemlich
zuſammenhanglos aneinandergereiht. Die Oper behandelt im
weſentlichen die Liebe des Poeten Rudolf zu der Stickerin
Mimi und deren rührendes Ende in der Dachkammer der Kunſt-
zigeuner. Wir bezweifeln aber, daß der Stoff der Oper unſerem
ehrſamen und in geordneten Verhältniſſen lebenden Bürgertum
zuſagen wird. Auch die Muſik Puccinis wird nicht allzuviel
Liebhaber finden, ſie hat keine einſchmeichelnden Melodien und
erſchöpft ſich in naturaliſtiſchen Tonmalereien, die dem deut-
ſchen Ohr nicht immer gefallen. Immerhin verdient die Direk-
tion aber Anerkennung dafür, daß ſie auch das Halleſche Publi-
kum mit dieſem eigenartigen Muſikwerk bekannt gemacht hat.
Die Darſtellung bot recht tüchtige Leiſtungen, ließ aber doch

die leichte Beweglichkeit vermiſſen, die durch das Milieu ge-
boten iſt. Wenn man Gelegenheit gehabt hat, die Oper in
Jtalien und Frankreich zu hören, muß man doch bei unſerer
Aufführung eine gewiſſe Schwerfälligkeit konſtatieren. Herr
Mörike tat wie immer ſein Möglichſtes, das Orcheſter in der
Hand zu behalten, allein oft wogten die Tonmaſſen desſelben
allzu ſcharf und grell empor, ſo daß die Sänger vergeblich da-
gegen ankämpften. Dabei lagen die Solopartien in ſehr guten
Händen. Herr Gruſelli ſang den Poeten Rudolf rechtgut und ſuchte ſeine Rolle auch ſeeliſch zu vertiefen. Auch

Herr Bergmann als Maler Marcell bot eine tüchtige Lei-
ſtung, und die Herren Frank (Muſiker Schaunard) und
Birkhol z (Philoſoph Callin) ergänzten recht nett
das vierblättrige Zigeuner-Kleeblatt. Auch Herr Landorwy
wußte den alten Duckmäuſer und Hauswirt Bernard verht
drollig darzuſtellen. Fräuſein Wolf ſang ihre Partie als
Mimi ſehr ſchön, auch ihr Spiel war anſprechend, obwohl
ihke Erſcheinung nicht ſo recht der Vorſtellung entſpricht, die
man ſich von einer kleinen, z erlichen und zarten Griſette
macht. Eine vorzügliche Leiſtung bot Frau von Boer als
leichtſinnige und lebensluſtige Muſette. Die kleineren Rollen
waren durch Hrn. Barré (Parpignol), Aumann (Alcindor)
und Warmbrunn (Sergeant der Zollwache) gut vertreten.
Herr Raven hatte als Regiſſeur eine Reihe wirkſamer Büh-
nenbilder zuſtande gebracht: ſo die Maſſenſzene auf dem
Platze des quartier latin, das Wintedbild vor der Zollſchranke
uſw. Das Sonnkags- Publikum nahm die Oper im allgemei-
nen beifällig auf, beſonders das viere Bild, das ja auch mit
ſeiner ergveifenden Handlung und ſeiner ſtimmungsvollen Mu-

ſik am wirkſamſten iſt. E. D.
Aus dem Keiche.

Berlin. Eine Spiritus-Exploſion. Jm Hauſe Turm-
ſtraße 58 explodierte am Sonnabend in der Wohnung der

Wilhelmine Engel ein größeres Quantum Spiritus. Die
leider der Frau fingen Feuer und brannten in wenigen Augen

blicken lichterloh, und auch die zur Hilfe herbeieilende zwanzig-
jährige Tochter glich im Nu einer Bis die Flammen
gelöſcht werden konnten, hatte die Mutter derart ſchwere Brand
wunden erlitten, daß ſie in hoffnungsloſem Zuſtande in das
aegnhaut gebracht werden mußte, auch die Tochter iſt ſchwer

erletzt.
Güſtrow. Ein Todesurteil. Das Schwurgericht ver

urteilte den Schnitter Anton Rezmor, der am 10. Auguſt d. J.
die Schnitterin Joſepha Czyzcezack durch Revolverſchüſſe ermor-
dete, zum Tode.

Schwerin. Brudermord. Jn Spoorſitz in Mecklenburg
verletzte der dreißigjährige Erbpächterſohn Rogemann im Streite
ſeinen zwanzigjährigen Bruder tödlich und verübte darauf
Selbſtmord.

Vermiſchtes.

Zwei deutſche Luftſchiffer ſtiegen Dienstag in Bordeaur
(Frankreich) auf. Beide ſind mit ihrem Ballon verſchollen; ſie
ſind jedenfalls durch den Sturm aufs Meer hinaus getrieben
worden und ertrunken.
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furchtbares Verbrechen.bei Medey (Frankreich) tötete der

n Vater, ſeinen der und einand die verkohlten Leichenteile im Backofen. Chartier gibt
als Motiv an, peß er zu Hauſe ſtets wie ein dummer Junge
behandelt worden ſei.

Erdbeben und Unwetter in Portugal. Nachdem am
Dienstag abend 8 Uhr in Coimbra ein heftiges Erdbeben ſtatt
efunden hatte, dem ein furchtbarer Orkan gefolgt war, wourch zahlreiche Gebäude zerſtört und große Bäume entwurzelt

wurden, werden jetzt aus vielen Landestrilen verheerende
Stürme und ſchlimme Ueberſchwemmungen gemeldet. Am
Donnerstag ſtrandete der engliſche Frachtdampfer Granada
vor Cascaos, ein portugieſiſcher ſtrandete an der Tajomündung,
ein ſpaniſcher ging ebenfalls dortſelbſt unter.
ſind nicht zu beklagen.

Menſchenleben

A. B. Sie gehen von der irrtümlichen Vorausſetzung aus,
die Höhe der Rente richte ſich nach der Bedürftigkeit. Das
iſt nicht der Fall. Obwohl ſie nicht ſagen, um welche Renten
art es ſich handelt, glauben wir annehmen zu ſollen, es komme
die Unfallrente in Betracht. Dieſe wird lediglich bemeſſen
nach dem Grade der Erwerbsunfähigkeit. Dieſen Grad be-
ſtimmt der Arzt. Ob Sie noch nebenbei etwas verdienen,
kümmert die Berufsgenoſſenſchaft nicht. Sie zieht eben ab,
und wenn Sie dabei mit ihren Kindern verhungern müßten.
Das iſt in der Zeit der „gefüllten Kompottſchüſſeln“ nun mal
nicht anders. Aber Sie haben das Recht, gegen die Herab-
ſetzung der Rente beim Schiedsgericht Einſpruch zu erhehen.
Sprechen Sie darüber im Arbeiter Sekretariat, Harz 42, vor.

A. N. Die Frau haftet nicht für die Schulden des Mannes,
ſolange ſie ſich nicht ausdrücklich für dieſelben haftbar gemacht
hat. Das Geſchäft wird aber nur dann als der Frau gehörig
betrachtet, wenn es auf ihren Namen geht; nicht aber ſchon
dann, wenn ſie das Geld zur Errichtung hergegeben hat und
der Mann der Firmenträger iſt.

Trebnitz. Bitte Sonntagsnummer nachzuleſen, dort findenſie das „Stiefkind“. z zukef f
Telephoniſcher Spezialdienſt des Volkshlattes.

Ludwigshafen, 21. Oktober. Jnfolge ſtarken Nebels fuhren
auf der Strecke Neuer Hauptbahnhof-Mundenheim zwei elek-
triſche Straßenbahnwagen vollſtändig ineinander hinein. Ein
Wagenführer wurde ſchwer, zwei Paſſagiere leichter verletzt.

Paris, 21. Oktober. Nach einer Meldung des Generals Drude
aus Caſablanca fand geſtern ein Angriff der Marok-
kaner auf eine rekognoszierende franzöſiſche Truppe ſtatt.
Der Hauptmann Jhlar von der Fremdenlegion und ein Reiter
vom 1. Regiment Chaſſeur d'Afrique wurden getötet, zwei
andere Chaſſeurs, drei Spahis und ein Fremdenlegionär ſchwer
verwundet. General Drude eilte mit zwei Bataillonen den an
gegriffenen Truppen zu Hilfe, worauf ſich die Marokkaner zur
Flucht wandten.

Narbonne, 21. Oktober. Jn einer von 4000 Perſonen beſuchten
Verſammlung, die von dem Bürgermeiſter Ferroul, dem be-
kannten Führer der Winzerbewegung, geleitet wurde, ſprach
geſtern Genoſſe Jaurès über Antimilitarismus. Er bekannte
ſich als Gegner des Hervéismus.

London, 21. Oktober. Jn einer Konferenz in Mancheſter, an
der ſechs verſchiedene Organiſationen der Eiſenbahner teil-
nahmen, wurde vollſtändige Uebereinſtimmung in der Streik-
frage erzielt. Damit haben ſich zwei Drittel aller Eiſenbahner
für den Streik entſchieden.

Teheran, 21. Oktober. Jn Schiras ſind Unruhen ausgebrochen.
Eine Regierungskriſis ſteht bevor.

Konſtantinopel, 21. Oktober. Jr Moſſul hat ein türkiſches
Bataillon gemeutert. Der Kommandeur wurde getötet, die
Offiziere mißhandelt.

Setzte Nachrichten.
Berlin, 21. Oktober. Nach einem Raubmordverſuch ver

haftet wurde der 17 Jahre alte, bei ſeinem Vater in der Wil
helmſtraße wohnende Mechanikerlehrling Erich Hamann, der
verſucht hatte, die unter ſittenpolizeilicher Kontrolle ſtehende
Frau Wenzel zu erwürgen.

Stockholm, 21. Oktbr. Auf der Reede von Ulesborg ſind
33 I tertnnen durch Kentern eines Seegelbootes er
runken.

Verantwortlicher Redakteur: Walter Leopoldt in Halle.
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S rveiter-Fildungsverein zu alle a. S.
Sonntag den 27. Oktober 1907

gr. Theater-Kvbend.
Zur Aufführung gelangt: „Das Alter

im großen Saale des Volksparks, Burgſtr. 27

Wilhelm Gallrein,
Glauchaerſtraße 76.

empfiehlt ſein reichhaltiges Lager in
Glauchaerſtraße 76.

Zigarren, Zigaretten und
Kleinſtadt- Komödie in 3 Aufzügen v. P. Quenſel.e kEintaß Uhr. Eintritt 20 Pf. Anfangs Uhr.
Kinder unter 14 Jahren werden uicht zugelaſſen.

Kusitenvondon
als

Bayrisch Malz,
Althee-Bonbon,
Zwiebel-Bonbon,
Honig- alempfiehlt billigſt

Carl Tornow,
Rachf.: Rob. Schirmer,

L Zuckerwaren-Fabrik, W
Jeipzigerſtraße, Ecke Kurze Gaſſe.

Mansfelderſtraße 43.

rbeiter-Schuhe u. -Stiefeln,

nach militär. Art, ſehr dauerh.
gearbeitet, empfiehlt billig

e ItJ. Sternich mirt 11.
Fernruf 1946.

EinHau gen u.
Garten zu verkaufen.

Nietleben Kröill-

Mückenberg.
Schuhmacherei u. Schuhwarergeschäft

von Richard Hofmann
empfiehlt ſich der nvon Mückenberg u. Umg. beſtens.

Reiches Lager.
Reparaturen prompt u. billig.

Dei
Restaurant Osculcd Grosse,

Dienstag den 22. Oktober
Kaffee Kränzchen.
Es ladet freundlichſt ein D. O.

Anhänger
(für Uhrkette) enthaltend zwei
Photographien, am vergangenen
Dienstag a. d. Wege: Königſtr.
Sportpark verloren. Gegen Be-
lohnung abzugeben Königſt. 54.

Anſichts Poſtkarten empfiehlt

Volksbuchhandl., Harz 42/43.

ab on
Bockwitz. ants winnn mun

Zu
faufen-Fegthwteten en.

empfehlen wir beſtens

n
febexeler- lager

in Flaſchen (10Liter) 10 Pfg.,
in Gebinden jeder Größe 23 Pfg.

pro Liter
in 5ämtlichen Filialen.

Konsum Verein
Zockwitzu. Umg-
Zum Schneidern.

empfiehlt ſichin u. außer dem Hauſe
Marie Gauert bei Blermann,
Pieſteritz, Coswiger Chauſſee.

Nakulatur verkauft die
Genossenzehafts äaraeksrsi,

Heinrich v. Klelgt,
Der zerbrochene Krug.Mk. Tso.

kichendortf, De
Chamlsso, Gedichte

reich illuſtriert. Mk. 2.
Helster, Hwwellenu. 2.50.
Schillers Kabale und liche

Mk. 2.00Otto Ludwig. Ausgewählte

Meicterwerke. r. 2.50.

KlasslScher Humor der
Weltllteratur, z. oo.

2 Pracht Einbäne.
Zu beziehen durch

Die Volkshuchhandlung.

IIIXIE
J in allen Lagen voerstellbar,

solid gearbeitet, guter Bezugstofft.

e l h. ä hrG i
C. F. Ritter, in un

Mitglied des Rabatt-Spar- Vereins,

r Kunzüge, Rosen
ma Damenkostümes

welche sich in allen Farben und Längen an-
sammeln, werden zu billigsten Preisen verkauft.

W H. EIKanm, u.a. 8.
witzerftraßze 35, neb. d. Gr. Tanne.

Verlag und für die Inſerate verantwortlich: Auguſt Groß. Druck der Holleſchen Genoſſenſchafts Huchdruterei (E. G. m. b. H.) Halle a. S.
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e ienſtmagd. an
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